
Bettina Isengard

Machbarkeitsstudie zur Erhebung
einkommensschwacher und
einkommensstarker Haushalte im
Sozio-Oekonomischen Panel (SOEP)

Materialien

Berlin, Juni 2002



Die in diesem Papier vertretenen Auffassungen liegen ausschließlich in der Verantwortung
des Verfassers und nicht in der des Instituts.

DIW Berlin
Deutsches Institut
für Wirtschaftsforschung
Königin-Luise-Str. 5
14195 Berlin
Tel.  030 897 89-0
Fax  030 897 89-200
www.diw.de

ISSN 1619-4551



Machbarkeitsstudie zur Erhebung einkommensschwacher und

einkommensstarker Haushalte im Sozio-Oekonomischen Panel (SOEP)

Bettina Isengard

DIW Berlin

Juni 2002



1. Einleitende Bemerkungen....................................................................................................1

2. Vorgehensweise und Aufbau ...............................................................................................3

3. Zielsetzung.............................................................................................................................4

4. Probleme bei der Erfassung der armen und „reichen“ Haushalte ..................................5

5. Definitionen von Armut und Reichtum..............................................................................8
5.1. Armutsdefinitionen ....................................................................................................................... 8
5.2. Reichtumsdefinitionen ................................................................................................................ 13
5.3. Armut und Reichtum: Wer ist davon betroffen?......................................................................... 16

6. Einkommen und Vermögen: Die zentralen Bestimmungsgrößen von Reichtum.........17
6.1. Einkommen ................................................................................................................................. 18
6.2. Vermögen.................................................................................................................................... 19
6.3. Der Zusammenhang von Einkommen und Vermögen................................................................ 20
6.4. Einkommensmessung.................................................................................................................. 21

7. Vorhandene Datenquellen auf der Makro- und Mikroebene.........................................22
7.1. Daten auf der Makroebene .......................................................................................................... 23
7.2. Daten auf der Mikroebene........................................................................................................... 24

8. Überblick über die bisherige Erhebung von Armut und Reichtum ..............................28
8.1. Erhebung von armen Haushalten bzw. Personen ........................................................................ 28
8.2. Erhebung von „reichen“ Haushalten bzw. Personen................................................................... 30

9. Empirische Eckwerte..........................................................................................................32
9.1. Die Einkommensverteilung für das Jahr 1998 auf Basis der EVS, des MZ und des SOEP ....... 32
9.2. Die Einkommensverteilung für das Jahr 2000 auf Basis des MZ und des SOEP ....................... 34

10. Die Erfassung der Ränder der Gesellschaft: Mögliche Erhebungskonzepte im
Rahmen des Sozio-Oekonomischen Panels....................................................................36

10.1. Zur Erfassung von einkommensschwachen Haushalten im SOEP ........................................... 36
10.2. Zur Erfassung von einkommensstarken Haushalten im SOEP ................................................. 43

11. Weitere Aspekte der SOEP-Integration .........................................................................45
11.1. Einkommensschwache Haushalte und Personen....................................................................... 45
11.2. Einkommensstarke Haushalte und Personen............................................................................. 46

12. Pilotstudien zur Erhebung einkommensstarker Haushalte..........................................47
12.1. Pilotstudie I „VIP-Panel“ .......................................................................................................... 47
12.2. Pilotstudie II „Einkommensstarke Haushalte“.......................................................................... 48

13. Fazit....................................................................................................................................51

14. Literatur ............................................................................................................................52



1

1. Einleitende Bemerkungen

Seit Anfang der 1980er Jahre gibt es einen regen Diskurs in Wissenschaft und Politik zum

Thema Armut.1 Die Auseinandersetzungen konzentrierten sich zu Beginn der Debatte auf die

Beantwortung der Frage, ob und inwieweit in einem reichen Land wie Deutschland Armut

überhaupt existiert. Seit einigen Jahren besteht der Konsens, dass auch die modernen

Wohlfahrtsstaaten mit dem Problem der Armut konfrontiert sind und die wissenschaftlichen

Diskussionen drehen sich zunehmend um die Beantwortung der Fragen, wie Armut definiert

und gemessen werden soll, wie sie entsteht und wie sie beseitigt werden kann. Um die Frage

nach der Verteilungsstruktur in einer Gesellschaft umfassend darzustellen und soziale

Ungleichheit aufzudecken, ist es notwendig, die gesamte Wohlstandsverteilung zu betrachten.

Dazu muss neben Armut auch Reichtum betrachtet werden. Denn, um die soziale

Wirklichkeit in Deutschland umfassend abzubilden, „bleibt es (...) eine Aufgabe von

Wissenschaft, dem in großen Teilen der öffentlichen Meinung sichtbar werdenden

gesellschaftlichen Interesse nach genauerer Kenntnis tatsächlicher Verteilungsprozesse

Rechnung zu tragen und darüber in den Diskurs, wenn es sein muss, auch in den

wissenschaftlichen Streit zu treten“ (Huster 1997c, 36). Das Kirchenamt der Evangelischen

Kirche und das Sekretariat der deutschen Bischofskonferenz fordern: „Nicht nur Armut,

sondern auch Reichtum muss ein Thema der politischen Debatte sein“ (Kirchenamt der

Evangelischen Kirche/Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 1997).

Während sich die Armutsforschung in Deutschland bereits zu Beginn der 80er Jahre

etablierte, ist die Reichtumsforschung erst in jüngster Zeit in den Mittelpunkt des Interesses

von Politik und Wissenschaft gerückt. Die in den letzten Jahren zunehmend geführte

Diskussion um hohe Armutsquoten und soziale Polarisierung hat die Bundesregierung dazu

veranlasst einen Armuts- und Reichtumsbericht vorzulegen.2 Durch die ausdrückliche

Berücksichtigung von Reichtum findet in diesem Bericht neben der üblichen Fokussierung

auf die unteren Einkommenslagen eine Ausweitung auf den oberen Rand der

Einkommensverteilung statt. Zentrales Ziel ist die Darstellung eines differenzierten Bildes der

sozialen Lage in Deutschland, um darauf aufbauend geeignete politische Instrumente zur

Vermeidung und Beseitigung von Armut zu entwickeln. Soziale Ungleichheit soll abgebaut

                                                          
1 Vgl. dazu z.B. die Arbeiten von Hauser/Cremer-Schäfer/Nouvertné (1981); Döring/Hanesch/Huster (1990);

Leibfried/Voges (1992); Leibfried/Leisering et al. (1995); Becker/Hauser (1997); Leisering/Leibfried (1999);
Andreß (1999); Hanesch/Krause/Bäcker (2000).

2 Mit der Vorlage des Berichts „Lebenslagen in Deutschland. Der erste Armuts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung“ wird der Auftrag des Deutschen Bundestages mit Beschluss vom 27. Januar 2000
umgesetzt. Zu den ausführlichen Ergebnissen vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (2001).
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und die Polarisierung zwischen den Rändern der Gesellschaft vermindert werden. Eine

Vielzahl von Datenquellen - darunter auch das SOEP - liefern die Grundlage für den Beitrag

der Bundesregierung über die Lebenslagen in Deutschland. Doch auch in diesem Bericht wird

deutlich wie unzureichend die Datenlage, insbesondere im oberen Einkommensbereich,

immer noch ist. Deswegen „ist es Aufgabe des Berichts, die Datenlage im Hinblick auf ihre

Eignung für die Armuts- und Reichtumsberichterstattung kritisch zu prüfen und ggf. Hinweise

auf Datenlücken und für deren Erhebung zu geben“ (Bundesministerium für Arbeit und

Sozialordnung 2001, 12).3

Neben den vorhandenen Statistiken der Einkommens- und Vermögensverteilung auf der

Makroebene, stützen sich Armuts- bzw. Reichtumsanalysen insbesondere auf allgemeine

Bevölkerungsumfragen. Bei einer zufälligen Auswahl eines repräsentativen

Bevölkerungsquerschnitts sind einzelne soziale Gruppen in etwa entsprechend ihren Anteilen

in der Stichprobe vertreten. Um jedoch eine ausreichende Fallzahl von

Untersuchungspersonen zu erhalten, muss der Stichprobenumfang entsprechend groß sein.

Als Problem stellt sich die erschwerte Erreichbarkeit bzw. höhere Verweigerungsquoten

einzelner gesellschaftlicher Gruppen dar.4 Hierzu zählen auch arme und „reiche“ Haushalte

bzw. Individuen.5

Auch das SOEP und andere internationale Haushaltspanels erfassen die Ränder der

Gesellschaft nicht hinreichend. Somit sind die Fallzahlen für eigenständige Analysen des

unteren und oberen Randes zu gering. Um im Rahmen von Bevölkerungsumfragen jedoch

allgemeingültige, d.h. verallgemeinerbare Aussagen für die gesamte Gesellschaft treffen zu

können, müssen einkommensschwache und einkommensstarke Haushalte bzw. Individuen in

„ausreichender Fallzahl“ in einer Stichprobe enthalten sein.6 Aus diesem Grund hat die

SOEP-Projektgruppe im Rahmen des Projektantrags „Erprobung innovativer

Erhebungskonzepte für Haushalts-Panel-Studien“ die hier vorgelegte Feasibility-Studie für

die Erhebung der Ränder der Einkommensverteilung durchgeführt.

                                                          
3 Nach der Vorlage des ersten Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung gab es am 19. Oktober 2001

eine Entschließung des Deutschen Bundestages, die Berichterstattung fortzuführen. Ziel dieser Weiterführung
ist es, die methodischen und wissenschaftlichen Grundlagen zu vertiefen und die Datenbasis am unteren und
oberen Rand zu verbessern. Daneben sollen zukünftige Berichte um die Wirkungskontrolle sozialpolitischer
Maßnahmen erweitert werden (vgl. Deutscher Bundestag 2001). 

4 Siehe dazu Kapitel 4, das sich u.a. mit der Untererfassungsproblematik beschäftigt.
5 Im Folgenden werden die Begriffe arm bzw. „reich“ und einkommensschwach bzw. einkommensstark

synonym verwendet, obwohl sie nicht völlig deckungsgleich sind. Da arme bzw. „reiche“ Haushalte und
Individuen im weiteren Verlauf der Feasibility-Studie jedoch über das zur Verfügung stehende
Haushaltsnettoeinkommen abgegrenzt werden, können diese Begriffe parallel benutzt werden.

6 Andreß (1999, 33) kritisiert, dass in den repräsentativen Bevölkerungsquerschnitten bisher „keinerlei
Anstrengungen unternommen [wurden], die Fallzahl dieser Gruppe durch eine Stichprobenschichtung
anzuheben oder durch besondere Erhebungsinstrumente ihre spezifischen Lebensbedingungen zu erfassen.
Alternative Armutsindikatoren neben dem Einkommen stehen kaum zur Verfügung“.
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2. Vorgehensweise und Aufbau

Im dritten Kapitel dieses Berichts wird die zentrale Zielsetzung der Machbarkeitsstudie

erläutert und kurz diskutiert, bevor dann im nächsten Teil die Probleme bei der Erfassung der

Ränder der Gesellschaft näher erläutert werden (Kapitel 4). Anschließend werden

verschiedene Armuts- und Reichtumsdefinitionen vorgestellt und es wird dargestellt, welche

sozialen Gruppen ein erhöhtes Risiko haben Armut zu erfahren bzw. eine erhöhte Chance

„reich“ zu sein (Kapitel 5). Danach werden die zentralen monetären Größen zur Bestimmung

von Armut bzw. Reichtum - Einkommen und Vermögen - näher erläutert (Kapitel 6), bevor

im siebten Kapitel die in Deutschland für Einkommensanalysen verfügbaren Datenquellen

vorgestellt werden. Daran anschließend werden wichtige qualitative und quantitative Daten

und Analysen auf dem Gebiet der Armuts- und Reichtumsforschung dargestellt. Das Interesse

liegt auf Hinweisen für die Erfassung des unteren und oberen Randes im SOEP (Kapitel 8).

Das neunte Kapitel befasst sich mit einem Überblick über die Einkommensverteilung in

Deutschland auf Basis von drei verschiedenen Bevölkerungserhebungen: der Einkommens-

und Verbrauchstichprobe (EVS), dem Mikrozensus (MZ) und dem Sozio-Oekonomischen

Panel (SOEP) für die Jahre 1998 und 2000. Der zentrale Teil der Feasibility-Studie befindet

sich im zehnten Kapitel, in dem Möglichkeiten der Realisierung eines Oversamplings armer

bzw. „reicher“ Haushalte dargestellt und bezüglich ihrer Machbarkeit diskutiert werden. Da

die langfristige Integration dieser Gruppen in das Sozio-Oekonomische Panel ein zentrales

Ziel ist, werden im nächsten Teil (Kapitel 11) weitere Aspekte der SOEP-Einbindung einer

Überrepräsentation armer und „reicher“ Haushalte bzw. Individuen erläutert. 

Im Jahr 2001 wurden zwei Verfahren getestet, um einkommensstarke Haushalte im Rahmen

des SOEP durch Oversampling zu erheben. Auf die Prüfung einer Überrepräsentation des

unteren Randes wurde aufgrund der großen Schwierigkeiten zunächst aus

forschungsökonomischen Gründen verzichtet. Die Ergebnisse der Pretests zur Erhebung von

einkommensstarken Haushalten werden im zwölften Kapitel dargestellt, bevor abschließend

noch ein Ausblick auf weitere Schritte im Rahmen der Feasibiliy-Studie gegeben wird

(Kapitel 13).
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3. Zielsetzung 

Ziel dieser Machbarkeitsstudie ist es, Wege aufzuzeigen, wie die bisher nicht hinreichend

erfassten Ränder der Gesellschaft im SOEP besser erreicht und langfristig an die bestehenden

Stichproben angegliedert werden können. Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden

verschiedene Konzepte möglicher Erhebungsformen dargestellt und diskutiert. Im Rahmen

von Pretests sollen die Stichprobenverfahren und Erhebungsinstrumente für eine

Überrepräsentation armer und „reicher“ Haushalte getestet und bezüglich ihrer

Realisierbarkeit - auch als Längsschnitterhebung - bewertet werden. Obwohl die Haushalte im

SOEP nach dem Zufallsprinzip ausgewählt werden, kann für die Überrepräsentation armer

und „reicher“ Haushalte nicht ausgeschlossen werden, dass alternative Auswahlmöglichkeiten

angewendet werden, die nicht im klassischen Sinne zufallsgesteuert sind.7 So ein Vorgehen

wird z.B. auch in der amtlichen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) gewählt. 

Obwohl Längsschnitterhebungen die gesellschaftlichen Randgruppen8 und insbesondere

Wohnungsnotfälle wie z.B. Obdachlose und Heimbewohner prinzipiell besser erfassen als

einmalige Querschnittserhebungen, da durch den Wiederholungscharakter der Befragung das

„Abrutschen“ in die Armut bzw. das „Aufsteigen“ in den Wohlstand/Reichtum verfolgt

werden kann, können auch sie - wegen zu geringer Fallzahlen - eine befriedigende

Repräsentation der Ränder der Gesellschaft bislang nicht erreichen. Da auch nicht allein das

Abrutschen in ungewöhnliche Lebensverhältnisse, sondern auch die Verweildauer und die

Rückkehr in das „normale“ Leben verfolgt werden sollen, ist es notwendig, die Befragten

langfristig zu beobachten.

Um individuelle Einkommensdynamiken zu untersuchen ist es unerlässlich, Panel-Daten zur

Verfügung zu haben, die auch die Ränder in ausreichender Fallzahl repräsentieren. Die

einzige in Deutschland repräsentative Datenquelle, die dynamische Analysen der

Einkommens- und Vermögensverteilungen im Lebensverlauf ermöglicht, ist das SOEP (vgl.

z.B. Fachinger 1994, 199; Grimm 1998, 16; Himmelreicher 2001, 26f.). Im Prinzip können

individuelle Einkommensverläufe auch retrospektiv im Rahmen einer Querschnittsbefragung

erhoben werden. Diese Methode ist relativ zeit- und kostengünstig. Allerdings wird die

Validität von retrospektiv gewonnen (Einkommens-)Daten als nicht hinreichend angesehen.

Je länger Ereignisse zurückliegen, desto höher sind die Anforderungen an das

                                                          
7 Vgl. dazu genauer Kapitel 10 dieses Beitrags.
8 Der etwas ungenaue Begriff der Randgruppen wird in der wissenschaftlichen Forschung normalerweise zur

Bestimmung von Bevölkerungsgruppen verwendet, die aus unterschiedlichen Gründen teilweise vom
„normalen“ Leben der Gesellschaft ausgeschlossen sind und als benachteiligt gelten (vgl. Geißler 1996, 180ff).
In diesem Beitrag wird der Begriff davon abweichend sowohl für den unteren benachteiligten als auch für den
oberen privilegierten Rand der Gesellschaft verwendet.
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Erinnerungsvermögen und desto unzuverlässiger die Informationen. Deswegen ist es

unerlässlich die Einkommensinformationen im Rahmen einer Panelerhebung zu erfassen, um

so Prozesse und Zustandsveränderungen bezüglich der sozialen Lage abbilden zu können.

Dies gilt insbesondere für Haushaltseinkommen.9

Obwohl es im SOEP vereinzelt extrem Arme und „echte“ Reiche gibt, können nur durch eine

zielgerichtete Aufstockung des unteren und oberen Randes die Fallzahlen erhöht werden,

sodass hierzu eigenständige Analysen möglich werden. Abschließend kann man sagen, dass

das zentrale Ziel einer Überrepräsentation des unteren und oberen Einkommensrandes darin

besteht, Daten zur Verfügung zu stellen, die gesamtgesellschaftliche, über die „Mitte“ der

Gesellschaft hinausgehende Aussagen ermöglichen. 

4. Probleme bei der Erfassung der armen und „reichen“ Haushalte

Repräsentative, auf dem Prinzip der einfachen Zufallsauswahl basierende,

Bevölkerungsumfragen implizieren, dass die sozialen Gruppen einer Gesellschaft gemäß

ihren Bevölkerungsanteilen in etwa in einer Stichprobe enthalten sind und somit - innerhalb

statistischer Fehlergrenzen - von der Stichprobe auf die Grundgesamtheit geschlossen werden

kann. 

Im SOEP, wie auch in anderen Haushaltspanels und Querschnittserhebungen, sind die Ränder

der Gesellschaft jedoch untererfasst. Hauptursache für solche Untererfassungen kann neben

dem Auswahlverfahren auch ein zu geringer Stichprobenumfang sein. Die Fallzahlen von

4528 befragten Haushalten im SOEP in Stichprobe A, 1393 in Stichprobe B und 2179 in

Stichprobe C machen deutlich, dass das oberste Prozent von allen Haushalten geschichtet

gemäss der Höhe der Einkommen mit ca. 45 Haushalten in A, mit ca. 14 Haushalten in B und

mit ca. 21 Haushalten in C repräsentiert sein kann.10 

Daneben führt auch die Verwendung des ADM-Designs zur Auswahl der Erhebungseinheiten

im SOEP zu einer Untererfassung extrem armer und „reicher“ Haushalte.11 Denn dadurch

                                                          
9 Zu der Zuverlässigkeit von Retrospektivbefragungen siehe u.a. Mayer/Papastefanou (1983); Dex (1991);

Brückner (1995) und Klein/Fischer-Kerli (2000).
10 Stichprobe A (1. Welle 1984) beinhaltet private Haushalte in denen der Haushaltsvorstand Deutscher oder

ausländischer Staatsbürger ist außer den Nationalitäten von Stichprobe B. In B (1. Welle 1984) sind Haushalte
erfasst mit einem türkischen, italienischen, spanischen, griechischen oder (ex)jugoslawischen
Haushaltsvorstand. Stichprobe C (1. Welle 1990) umfasst Haushalte, in denen der Haushaltsvorstand
Deutscher Staatsbürger der ehemaligen DDR war. Zu den einzelnen Stichproben, den Fallzahlen und
Auswahlwahrscheinlichkeiten siehe Haisken-DeNew/Frick (2001, 17f.).

11 Bei diesem von der Arbeitsgemeinschaft deutscher Marktforschungsinstitute entwickelten Stichprobendesign
handelt es sich um eine mehrstufige Flächenstichprobe. Die Zielhaushalte werden auf der zweiten Stufe von
den Interviewern nach bestimmten Begehungs- und Auswahlregeln ermittelt. Dadurch kann es insbesondere
zur Untererfassung von armen Haushalten kommen. Zum ADM-Design vgl. ausführlich Schaefer (1979); zur
Nicht- bzw. Untererfassungsproblematik armer Haushalte vgl. Schnell (1991).
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werden bestimmte Bevölkerungsgruppen systematisch ausgeblendet oder nicht hinreichend

(Undercoverage) erfasst. 

Rainer Schnell (1991) benennt die Gruppen, die nicht erfasst werden, weil sie aufgrund der

Definition der Grundgesamtheit nicht berücksichtigt werden, schwer erreichbar sind oder

nicht befragt werden können. Im Rahmen allgemeiner Bevölkerungsumfragen werden

demnach per Definition Menschen in Gemeinschaftsunterkünften oder

Untermieterhaushalten, Personen ohne festen Wohnsitz wie z.B. Wohnungslose oder

Obdachlose12, die gesamte Heim- und Anstaltsbevölkerung und sonstige Personen außerhalb

von Privathaushalten nicht erfasst. Auch im SOEP werden diese Gruppen aus der ersten

Welle ausgeschlossen. Jedoch können gerade diese überdurchschnittlich von Armut betroffen

sein, weil ihre im Vergleich zum „Durchschnittsmenschen“ ungewöhnliche Wohnsituation oft

durch Armut determiniert wird. 

Zur Gruppe der schwer zu befragenden Bevölkerung gehören insbesondere Ausländer, die

zwar grundsätzlich erfasst werden - sofern sie nicht illegal in Deutschland leben -, jedoch

häufig wegen Sprachproblemen nicht oder nur unzureichend befragt werden können.

Weiterhin sind mobile Gruppen schwer erreichbar, die zwar zumeist einen festen Wohnsitz

haben, aber die meiste Zeit des Jahres aus beruflichen Gründen nicht anzutreffen sind.

Daneben zählen ältere und pflegebedürftige Personen, psychisch Kranke, bestimmte

Behindertengruppen und Analphabeten, falls sie nicht ohnehin aufgrund ihrer Zugehörigkeit

zur Anstaltsbevölkerung unerfasst bleiben, zu den nicht oder schwer befragbaren Personen.

Allgemein lässt sich sagen, dass besonders Menschen in ungewöhnlichen bzw. extremen

Arbeits-, Lebens- und Wohnsituationen in den üblichen Erhebungen nicht erfasst werden.

Neben den Problemen der Nichterfassung sind für diese Gruppen erhöhte Ausfall- oder

Verweigerungsquoten wahrscheinlich. Dies hängt u.a. damit zusammen, dass es Individuen in

stigmatisierten Lebenslagen oft schwer fällt, mit einem Interviewer offen über ihre Situation

zu sprechen. Dadurch kommt es auch häufig zu Unit-Nonresponse (ganze Haushalte oder

Personen verweigern die Teilnahme) bzw. Item-Nonresponse (einzelne Fragen werden nicht

beantwortet, wie z.B. die Frage nach dem Einkommen). 

Es zeigt sich ein empirisch bestätigter Zusammenhang zwischen individueller Bildung und

Non-Response (vgl. Schnell 1997). Die Kooperationsbereitschaft an einer Befragung

                                                          
12 Nach dem Polizei- und Ordnungsrecht sind Obdachlose - entgegen dem allgemein in der Gesellschaft

vorherrschenden Bild von auf der Straße lebenden Menschen - Personen, die zwar keine eigene, nach
privatrechtlichem Mietverhältnis angemietete Wohnung, jedoch ein dauerhaftes Dach über dem Kopf haben.
Sie sind amtlich registriert, leben in Notunterkünften, Sozialwohnungen oder Pensionen. Personen ohne jedes
Obdach werden dagegen als Nichtsesshafte oder Wohnungslose bezeichnet (vgl. dazu u.a. König 1998, 17ff.;
Geißler 1996, 189ff.).
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teilzunehmen steigt dabei mit zunehmendem Grad an Bildung (vgl. Koch 1998;

Hartmann/Schimpl-Neimanns 1992).

Über den direkten Zusammenhang von Non-Response und Einkommen ist dagegen wenig

bekannt. Es konnte jedoch für das SOEP nachgewiesen werden, dass die Abbrecherquote im

Längsschnitt von Personen mit einem niedrigen Haushaltseinkommen, Verweigerungen bei

den Fragen nach Einkommen oder Sozialhilfebezug überdurchschnittlich hoch sind (vgl.

Lipsmeier 1993, 9ff.).

Ein typisches Phänomen von Umfrageerhebungen ist der sogenannte „Mittelstands-Bias“

(vgl. Schnell 1997; Schräpler 2000, 119). Aufgrund von sozial selektiven Verweigerungen

kommt es zu Verzerrungen für die untere Randgruppe der Gesellschaft. Sämtliche

standardisierte Erhebungen, in denen Sprache eine Rolle spielt, unterstützen

mittelschichtspezifische Verhaltensformen durch das Ansprechen bestimmter kognitiver,

evaluativer und kultureller Dimensionen. Dies führt zu einer Antwortbereitschaft entlang von

habituellen Merkmalen, die von strukturellen und sozio-psychischen Merkmalen abhängig

sind. Menschen mit niedriger Schulbildung, mit geringer Sprachkompetenz, mit geringem

kulturellem und sozialem Kapital, mit höherem Alter und mit hohen zeitlichen und

finanziellen Stressfaktoren sind weniger bereit und in der Lage an Face-to-Face-Befragungen

teilzunehmen (vgl. Alisch/Dangschat 1998, 29). 

Aber auch „Reiche“, die in der Regel höher gebildet sind, stehen im Verdacht, Interviews

öfter zu verweigern. Das hängt damit zusammen, dass trotz des, insbesondere in den letzten

Jahren, gestiegenen gesellschaftlichen Interesses an den bestehenden Verteilungsprozessen

Reichtum nach wie vor tabuisiert wird: „Man spricht nicht darüber“. Die höheren

Ausfallquoten dieser Gruppe können damit zusammenhängen, dass insbesondere Fragen über

Einkommen und Vermögen zu den sensiblen Themenbereichen der Umfrageforschung

gehören, über die die Befragten nicht gerne Auskunft geben und deshalb - wie schon bei den

Armen - bei den „Reichen“ zu Problemen führen (vgl. Krupp 1979). Freilich ist dies nicht

sicher, da aufgrund der kleinen Fallzahlen, mit denen „Reiche“ in üblichen Zufallsstichproben

enthalten sind, gar nicht getestet werden kann, ob die wenigen Fälle auf

überdurchschnittlicher Antwortverweigerung beruhen.

Grundsätzliche Schwierigkeiten, die im Rahmen der Erfassung von Einkommen und

Vermögen auftreten, sind einerseits die Unzuverlässigkeit der Erfassung durch Unkenntnis

(z.B. bei Einkommen von Selbständigen oder von anderen Familienmitgliedern) und

andererseits durch bewusste Antwortverweigerung. 
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5. Definitionen von Armut und Reichtum

Bevor eine Stichprobenauswahl erfolgen kann, muss zunächst geklärt werden, wann ein

Haushalt bzw. Individuum als arm bzw. „reich“ zu bezeichnen ist. Da es in Deutschland keine

amtliche Armutsabgrenzung wie in den USA gibt, hat sich in der wissenschaftlichen

Armutsforschung noch kein völlig einheitlicher Konsens über die Definition von Armut

durchgesetzt. Hinsichtlich der Bestimmung von Reichtum gibt es aufgrund des wenig

entwickelten Forschungstandes bislang keinerlei klare Abgrenzung und Definition. Auch der

Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung verzichtet darauf, diese Lücke zu

schließen. 

Weitgehend einig ist man sich jedoch darüber, dass Armut und auch Reichtum soziale

Kategorien sind, deren konkrete Ausgestaltung von sozialen Definitionsprozessen abhängt.

Besonders die Frage nach dem geeigneten Indikator ist schwierig zu beantworten. Neben dem

Einkommen sollte auch das vorhandene Vermögen (wie z.B. Kapitaleinkünfte aus

Immobilien- oder Unternehmensbesitz) ein Indikator für Reichtum und das Fehlen davon für

Armut sein. Daneben gibt es Ansätze, die Armut und Reichtum nicht allein durch das

Vorhandensein monetärer Ressourcen bestimmen, sondern auch durch soziale Kategorien. So

berücksichtigt der Lebenslagenansatz auch immaterielle Indikatoren, wie z.B. soziale,

kulturelle und politische Partizipation (vgl. u.a. Alisch/Dangschat 1998, 44ff.; Andreß 1999,

107ff.).

Da es besonders für große Studien und angestrebte internationale Vergleiche von Vorteil ist,

zur Definition von Armut und Reichtum eine monetäre Größe zu verwenden, wird

üblicherweise das Einkommen (zumeist in Form des Haushaltsnettoeinkommens) als

Wohlstandsmaß verwendet. Weil Armut in einer marktwirtschaftlich organisierten

Volkswirtschaft, in der alle Güter des Grundbedarfs mit Geld erwerbbar sind, primär

Einkommensarmut widerspiegelt, ist dieser Ansatz durchaus sinnvoll.

5.1. Armutsdefinitionen

Bis heute gibt es in der armutspolitischen Diskussion in Deutschland keinen einheitlichen,

allgemein akzeptierten Armutsbegriff. Je nach Definition und Messverfahren können sich

Umfang und Struktur der Armut unterscheiden. Grundlegend lassen sich drei mögliche

Konzepte unterscheiden, die im Folgenden näher erläutert werden. 
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•  Absolute oder primäre Armut (Armut als existentielle Notlage)

Nach der Definition von absoluten Armutskonzepten ist derjenige arm, der nicht

genügend Mittel zum physischen Überleben hat. In der Forschung ist man sich jedoch

(weitgehend) darüber einig, dass Armut nicht erst bei dieser extremen Form anfängt.

Während dieses Verständnis heute nur noch für Entwicklungsländer greift, gilt das Ziel

des dauerhaft gesicherten Existenzminimums in Industriegesellschaften als verwirklicht.

Armut im Sinne der Definition gibt es demnach in den modernen Gesellschaften im

Prinzip nicht mehr. Deswegen geht man in der Armutsforschung von einem absoluten zu

einem relativen Armutsverständnis über, denn „Armut ist in entwickelten Gesellschaften

keine Frage des physischen Überlebens mehr - wie noch in vielen Ländern der Dritten

oder Vierten Welt -, sondern eine Frage eines menschenwürdigen Lebens; die

Armutsgrenze wird nicht durch ein physisches, sondern durch ein soziokulturelles

Existenzminimum markiert" (Geißler 1996, 529). 

•  Relative Armut (Armut im Sinne von Ungleichheit)

Nach der Definition des Rates der Europäischen Union vom 19. Dezember 1984 sind

diejenigen als arm zu bezeichnen, „die über so geringe (materielle, kulturelle und soziale)

Mittel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem

Mitgliedsstaat, in dem sie leben, als Minimum annehmbar ist“.13 Dieser Begriff beschreibt

das Unterschreiten des soziokulturellen Existenzminimums immer in Relation zu den

gesellschaftlichen Verhältnissen eines Landes. Innerhalb des relativen Konzeptes

unterscheidet man den Ressourcen- und den Lebenslagenansatz. Während der

Ressourcenansatz auf einem rein materiellen Verständnis von Armut beruht, basieren

lebenslagenbasierte Armutsmaße auf den faktischen Lebensbedingungen der Individuen.

Der Lebenslagenansatz,14 der in dieser Studie aufgrund des erst in Ansätzen bestehenden

Forschungsstandes jedoch nicht weiter berücksichtigt wird, umfasst neben monetären

Indikatoren zur Bestimmung von Armut bzw. Reichtum auch verschiedene nicht-

monetäre Dimensionen wie Bildung, Erwerbstätigkeit, Gesundheit oder soziale

Netzwerke.15 Bei diesem Konzept werden die Ergebnisse des Verhaltens nach Einsatz der

                                                          
13 Auch dem ersten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung liegt diese Definition zugrunde.
14 Dieser Ansatz umfasst zum einen das Konzept der sozialen Ungleichheit (Armut als extreme Form sozialer

Benachteiligung) und zum anderen das Konzept der multiplen sozialen Deprivation (vgl. dazu u.a.
Hauser/Neumann 1992, 247ff.; Leisering 1995; Dietz 1997, 117ff.; Alisch/Dangschat 1998, 21ff. sowie
Andreß 1999, 107ff.).

15 Die Bundesregierung hat ein Forschungsprojekt in Auftrag gegeben, das den Lebenslagenansatz theoretisch
weiterentwickeln soll. Die Ergebnisse sollen in die zukünftige Armuts- und Reichtumsberichterstattung
einfließen (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 2001, 8).
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ihnen zugänglichen Ressourcen betrachtet. Sind die individuellen Handlungsspielräume

und die gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben eingeschränkt, so liegt im

Sinne des Lebenslagenkonzeptes Unterversorgung vor (vgl. Bundesministerium für Arbeit

und Sozialordnung 2001, 7). Da die Operationalisierung von solchen direkten

Armutsindikatoren aufgrund der begrenzten Datenlage oft nicht möglich ist, wird zumeist

auf das Konzept der indirekten Armutsmessung zurückgegriffen. Das Ressourcenkonzept

misst Armut indirekt, weil damit zwar der potentielle Lebensstandard erfasst werden kann,

der tatsächliche (nicht erfasste) Lebensstandard jedoch von der Ressourcenverteilung im

Haushalt und externer, nicht-monetärer Ressourcenzugänge außerhalb des Haushalts

abhängt.16

Die verfügbaren Ressourcen eines Haushalts sind in der Regel monetärer Art.17 Aber auch

nicht-monetäre Leistungen wie z.B. Fringe Benefits18 zählen dazu. Ressourcenarmut wird

in der wissenschaftlichen Forschung oft allein durch die Berücksichtigung des

Einkommens bestimmt, da Vermögen und andere Leistungen aufgrund der Datenlage

zumeist nicht herangezogen werden können (vgl. Hanesch/Krause/Bäcker 2000, 23).

Entsprechend ist das (Haushalts-)Einkommen ein oft verwendeter Indikator für Armut und

auch für Reichtum. Da das Einkommen eines Haushalts jedoch die Möglichkeiten zur

Bedarfsdeckung weitreichend bestimmt und damit unterschiedliche Lebensbedingungen

eröffnet, ist es ein sinnvoller Indikator. Die Höhe des Einkommens hat aber nicht nur

einen Einfluss auf die individuellen Konsummöglichkeiten, sondern auch auf die

Partizipation am gesellschaftlichen Leben (vgl. Weick 2000, 1).

Arm sind nach dem relativen Verständnis diejenigen, die aus ihrem Einkommen (und

Vermögen) nicht die zur Lebensführung erforderlichen Mittel schöpfen können.19 Um

Armut bzw. soziale Ungleichheit zu bestimmen, werden gewichtete monatliche

Haushaltsnettoeinkommen gebildet, die dann im Vergleich zu einem Schwellenwert

betrachtet werden. 

                                                          
16 Zu den direkten (Lebensstandard) und indirekten (Einkommen) Armutsindikatoren siehe Andreß (1999, 72ff.).
17 Da auch sozialpolitische Programme versuchen Armut überwiegend durch die Zahlung von monetären

Transferleistungen zu bekämpfen, ist der monetäre Ansatz zur Bestimmung von Armut (und entsprechend
auch von Reichtum) über das Einkommen durchaus sinnvoll.

18 Darunter versteht man betriebliche Nebenleistungen wie z.B. die Nutzungsmöglichkeit von Internet oder
Werkzeugen für private Zwecke. 

19 Alternativ dazu gibt es noch die Möglichkeit das Konzept der subjektiven Armutsmessung mit einzubeziehen.
Dieser Ansatz versucht zu berücksichtigen, welche Güter oder Dienstleistungen aufgrund knapper Ressourcen
vermisst werden. Arm ist, wer sich nicht leisten kann, was in einer Gesellschaft einem minimalen
Lebensstandard normativ zugerechnet wird. Auch hierzu hat die Regierung ein Projekt in Auftrag gegeben.
Die Ergebnisse sollen im nächsten Armuts- und Reichtumsbericht veröffentlicht werden (vgl.
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 2001, 8). 
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Damit die Einkommen verschiedener Haushaltstypen (unterschiedlicher Größe)

vergleichbar sind, hat es sich (weitgehend) durchgesetzt zur Bestimmung von Armut

(bzw. Reichtum) das bedarfsgewichtete Pro-Kopf-Einkommen (Äquivalenzeinkommen)

zu verwenden. Dabei wird neben der Haushaltsgröße auch berücksichtigt, dass der Bedarf

von Personen je nach Alter variiert. Dadurch werden Vorteile, die sich durch das

Zusammenleben ergeben („Economies of Scale“) berücksichtigt. Das Einkommen wird

dabei nicht durch die Summe der Anzahl der Personen im Haushalt geteilt, sondern durch

die Summe der Bedarfsgewichte. Die erste erwachsene Person bekommt dabei

üblicherweise einen Wert von 1 zugewiesen. Jede weitere im Haushalt lebende

erwachsene Person bekommt ein Gewicht kleiner 1 und Kinder noch kleinere

Gewichtungsfaktoren. Die Höhe der Äquivalenzeinkommen hängt dabei von der

verwendeten Skala zur Bestimmung der Bedarfsgewichte ab.

In der deutschen Armutsforschung wird entweder die „BSHG-Skala“ verwendet, die eine

Annäherung an die Regelsätze des Bundessozialhilfegesetzes darstellt, oder alternativ eine

der beiden OECD-Skalen. 

Nach der „BSGH-Skala“ bekommt der Haushalts-Vorstand einen Wert von 1, jede weitere

Person über 18 Jahren ein Gewicht von 0,8. Jugendliche zwischen 15 und 18 werden mit

0,9 gewichtet, Kinder von 7 bis 14 Jahren mit 0,65 und Kinder bis 7 mit 0,5. Die alte

OECD-Skala weist dem ersten Erwachsenen einen Wert von 1 zu, jeder weiteren Person

ab 15 Jahren einen Faktor von 0,7. Kinder unter 15 bekommen ein Gewicht von 0,5.

Dabei wird davon ausgegangen, dass eine Familie mit Eltern und zwei Kindern unter 15

Jahren einen Bedarf hat, der 2,7mal höher ist als in einem Ein-Personenhaushalt. Würde

man vom Pro-Kopf-Einkommen20 ausgehen, wäre der Bedarf um das 4fache höher. Die

revidierte neue OECD-Skala geht von einem geringeren Bedarf mit zunehmender

Haushaltsgröße aus. Dabei werden zusätzliche Personen mit 0,5 (ab 15 Jahren) bzw. mit

0,3 (unter 15) berücksichtigt (vgl. z.B. Andreß 1999, 86f.; Hanesch/Krause/Bäcker 2000,

48f.; Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 2001, 20). Das

Äquivalenzeinkommen lässt sich berechnen, indem man das Haushaltsnettoeinkommen

durch die Summe der Bedarfsgewichte teilt. Äquivalenzskalenkonzepte unterstellen, dass

das Haushaltseinkommen allen Mitgliedern zur Verfügung steht, dass die interne

Verteilung keine individuellen Ungleichheiten produziert und dass sich Veränderungen in

der Struktur der Haushalte nur auf das Niveau, nicht aber auf die Art des Bedarfs

auswirken (vgl. Faik 1997, 15).

                                                          
20 Bei der Bestimmung des Pro-Kopf-Einkommens wird durch die Gesamtzahl der Haushaltsmitglieder dividiert.
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Zur Bestimmung von Armut werden üblicherweise drei Armutsgrenzen verwendet.21

Strenge Armut liegt dann vor, wenn lediglich 40% des gewichteten

Durchschnittseinkommens vorhanden sind. Die normale (mittlere) Armutsgrenze liegt bei

50%. Besitzt ein Haushalt 60% des durchschnittlich gewichteten Einkommens spricht man

von einer armutsnahen Situation. In den EU-Gremien hat es sich durchgesetzt, die Grenze

für Armut bei 50% des durchschnittlichen bedarfsgewichteten Haushaltseinkommens zu

ziehen (vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften 1991, 5).

Neben dem Erwerbs- und Transfereinkommen können auch zusätzlich andere finanzielle

Ressourcen bei der Armutsmessung berücksichtigt werden. Vorhandenes Geld- oder

Sachkapital (z.B. Immobilienbesitz) werden zumeist nicht zur Bestimmung von Armut

herangezogen. Es könnte aber sein, dass ein Haushalt zwar über ein relativ geringes

monatliches Nettoeinkommen verfügt, jedoch andere „Bezugsquellen“ von Geld oder

Gütern hat, die die Lebensqualität und Kaufkraft des Haushalts erheblich verbessern.22

•  Politisch-normative Armut

Anstatt bestimmte Armutsgrenzen zu verwenden, die sich auf die Einkommensverteilung

in einer Gesellschaft beziehen, kann man alternativ das Mindesteinkommen zur

Bestimmung von Armut verwenden, unterhalb dessen ein Anspruch auf staatliche

Unterstützungsleistungen in Form von Sozialhilfe besteht. Nach dieser Definition markiert

das politisch festgelegte Mindesteinkommen - die Sozialhilfe - die Schwelle der

Existenzsicherung. Demnach ist derjenige als arm zu bezeichnen, der potentieller oder

tatsächlicher Sozialhilfebezieher ist.23 Zumeist handelt es sich dabei um eine

Armutspopulation, die einer starken Fluktuation unterliegt. Die Faktoren, die diese

Bewegungen bestimmen, sind bis jetzt nur wenig bekannt.24 Eine ausreichende Fallzahl

von Sozialhilfeempfängern im SOEP könnte dazu beitragen, diese Forschungslücke

teilweise zu schließen.

                                                          
21 Die Berechnungen können sich entweder auf das arithmetische Mittel (Summer aller Einkommen geteilt durch

die Anzahl der Haushalte) oder den Median (mittlerer Wert einer Reihe, die nach Größe geordnet wird)
beziehen, wobei letzterer unempfindlicher gegenüber Extremwerten ist und einzelne hohe Einkommen nicht
zu Verzerrungen der relativen Einkommensverteilung führen. Die Entscheidung für einen dieser Mittelwerte
hat Einfluss auf Ausmaß und Zahl der von Armut Betroffenen (vgl. dazu Semrau/Stubig 1999).

22 So ist z.B. eine Person, die nur über ein (relativ) geringes monatliches Erwerbseinkommen verfügt, nicht
automatisch arm. Falls sie selbstgenutztes Wohneigentum besitzt und schuldenfrei lebt, kann das relativ
geringe Einkommen (teilweise) kompensiert werden. Auch Fringe Benefits können geringe Einkommen
ausgleichen. 

23 Diese Definition ist jedoch problematisch, da der Bezug von Sozialhilfe auch als bekämpfte Armut angesehen
werden kann. Siehe dazu Kapitel 10.1. dieses Beitrags.

24 Die Regierung hat jedoch ein Projekt in Auftrag gegeben, das den Verlauf von sogenannten
Sozialhilfekarrieren und den Ausstieg aus der Sozialhilfe näher untersuchen soll. Dieses knüpft an die Bremer
Untersuchungen von Sozialhilfeakten an (vgl. hierzu Leibfried/Leisering 1995).
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5.2. Reichtumsdefinitionen

In der Literatur wird behauptet: „Reichtum gleicht einem scheuen Wild“ (Huster 1997b, 13)

und so sei die Datenlage über das obere Einkommenssegment sehr begrenzt. Ob das so ist,

kann hier nicht bewertet werden. Sicher ist lediglich, dass ein Grundproblem darin besteht,

dass eine klare Abgrenzung und Definition schwierig ist. Auch der erste Armuts- und

Reichtumsbericht der Bundesregierung verzichtet auf eine Definition von Reichtum und

beschränkt sich auf eine Beschreibung der Einkommens- und Vermögensverteilung (vgl.

Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 2001, 10). 

Für den Ökonomen Adam Smith war ein Mensch als arm oder reich zu bezeichnen, „je

nachdem in welchem Ausmaß er sich die zum Leben notwendigen und annehmlichen Dinge

leisten und die Vergnügungen des Daseins genießen kann“ (Smith 1978, 28). Dabei ist

Reichtum, wie Armut auch, zunächst eine relative Größe innerhalb der Verteilungsstruktur

einer Gesellschaft. Reichtum wird in der heutigen Zeit zumeist mit „Geld haben“ assoziiert

und in der wissenschaftlichen Reichtumsforschung, analog zur Bestimmung von Armut,

durch monetäre Indikatoren definiert. Wohlstand ist dabei eine Vorstufe zu Reichtum. Eine

überschneidungsfreie Trennung der Begriffe ist jedoch nicht möglich. 

Neben dem Haushaltseinkommen ist das Vermögen ein weiterer zentraler Indikator, der

Reichtum bestimmt. Während es sich beim Einkommen um eine Fließgröße handelt, die

starken Schwankungen unterliegen kann, stellt Vermögen eine nachhaltigere Bezugsgröße

dar, die allerdings schwieriger zu berechnen und beobachten ist. Verwendet man das

Haushaltsnettoeinkommen zur Bestimmung und Quantifizierung von Reichtum, sollte man -

soweit möglich - das Einkommen aus Erwerbstätigkeit, dem System der sozialen Sicherung

(staatliche Transferzahlungen) und laufende Einkünfte aus Vermögen (Immobilienvermögen,

Aktien, Staatsanleihen usw.) berücksichtigen. 

Der Ökonom Jürgen Espenhorst (1995) greift in seinem „1-2-3-Konzept“ zur Definition von

Reichtum auf den Ansatz von Meinhard Miegel (1983) zurück und definiert diejenigen als

Haushalte mit überdurchschnittlichem Einkommen, die ein Einkommen zwischen dem

durchschnittlichen und dem doppelten Einkommen haben. Besserverdienend sind demnach

Haushalte, die zwischen dem Doppelten und dem Dreifachen des durchschnittlichen

Haushaltseinkommens liegen. Zu den „Reichen“ zählen nach dieser Definition die Haushalte

mit mehr als dem Dreifachen des durchschnittlichen Einkommens (vgl. Miegel 1983;

Espenhorst 1995).

Das Konzept, das sich zunehmend in der (deutschen) Verteilungsforschung durchsetzt, ist

prinzipiell dem „1-2-3-Ansatz“ ähnlich, nur werden andere Schwellenwerte verwendet. Nach
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dieser Definition liegt „Wohlhabenheit“ vor, wenn mehr als 150% des durchschnittlichen

Nettoeinkommens vorhanden sind. Die Grenze für Reichtum wird üblicherweise bei über

200% gezogen. Die Grenzziehung basiert primär auf der Überlegung, im Rahmen allgemeiner

Bevölkerungsumfragen genügend Fälle für die Analyse von einkommensstarken Haushalten

zur Verfügung zu haben. „Echter“ Reichtum wird dadurch jedoch kaum erfasst. Dennoch

erscheint dieses Konzept zur Erfassung des oberen Randes, in Analogie zur Erfassung des

unteren Randes, anwendbar. Denn, wenn die Hälfte (geteilt durch 2) des durchschnittlichen

Einkommens Armut bestimmt (50%-Grenze), so ist es durchaus sinnvoll das Doppelte des

durchschnittlichen Nettoeinkommens (multipliziert mit 2) als Indikator für Reichtum (über

200 %) zu verwenden (vgl. Hauser/Wagner 1996; Krause/Wagner 1997; Weick 2000). In den

USA wird darüber diskutiert, eine absolute Reichtumsgrenze bei 900% der nationalen

Armutsgrenze festzulegen (vgl. dazu Haseler 2000, 188).

Es gibt auch die Annahme, dass derjenige arm ist, der „nicht über einen nennenswerten Besitz

verfügt, der wirkliche Erträge abwirft“ (Lundberg 1971, 23). Würde man dieses Konzept auf

die Reichtumsdefinition übertragen, wäre derjenige „reich“, der Vermögen besitzt, das

nennenswerte Erträge abwirft.25 Dabei kann es auch sein, dass Vermögenserträge vorhanden

sind, die einen gehobenen Lebensstandard ermöglichen, ohne dass Erwerbsarbeit nötig ist und

die Vermögenssubstanz angegriffen wird. 

Eine weitere Möglichkeit Reichtum zu identifizieren kann über den Elitenansatz erfolgen. Die

Frage „Wer bekommt was, wie und warum?“ steht dabei im Mittelpunkt des Interesses. Eliten

- wie auch soziale Ungleichheit - werden über die Kriterien soziale Herkunft (Geburt), Besitz,

Macht und Bildung bestimmt (vgl. Schluchter 1963; Henke 1997). Eliten können als Teil der

sozialen Ungleichheitsstruktur einer Gesellschaft betrachtet werden. Je nach

Bestimmungsfaktor werden Eliten unterschiedlich definiert. So gibt es z.B. die Machtelite, die

Bildungselite oder die Elite als besitzende, soziale Klasse („Reiche“). Die

Schichtungstheorien nehmen an, dass die Ursache von sozialer Ungleichheit distributiv

bedingt ist und auf der Verteilung von Gütern beruht (vgl. Dahrendorf 1961/1962). Neben

sozio-ökonomischen Faktoren wie Einkommen sind aber auch sozio-kulturelle Faktoren wie

Bildungsabschlüsse und sozio-ökologische Faktoren wie Wohnungsausstattung zur

Bestimmung sozialer Ungleichheit und damit auch der Eliten wichtig. Elite kann jedoch nicht

allein über das Haben (Besitz) bestimmt werden, sondern es muss auch das Sein (Bildung,

                                                          
25 Der von Hauser/Wagner (1992) verwendete Ansatz bei der Untersuchung der Vermögenssituation älterer

Menschen zielt in die gleiche Richtung. Sie setzen das Nettoeinkommen mit dem Nettovermögen in
Beziehung und untersuchen, ob das Vermögen nur ausreicht, um kurzfristig Notlagen zu beseitigen, ob es
einen angemessenen Beitrag zur Altersicherung leistet oder ob das Vermögen ausreicht, um die Altersicherung
weitgehend abzusichern.
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Prestige) berücksichtigt werden. Ökonomisches Kapital alleine reicht nicht aus, um Eliten zu

bestimmen. Weisser (1956) fasst den Begriff „soziale Ungleichheit“ entsprechend auch

weiter.26 Übertragen auf den Elitenansatz bedeutet das, dass Eliten zwar über einen

außergewöhnlich großen Versorgungs- und Einkommensspielraum verfügen, aber daneben

auch weitere Aspekte berücksichtigt werden müssen wie die Verfügbarkeit über soziale

Kontakte oder Mitbestimmungs- und Mitentscheidungsmöglichkeiten (vgl. Hübinger 1991,

63). Auch Bourdieu beschränkt sich bei der Bestimmung sozialer Ungleichheit nicht allein auf

ökonomisches Kapital, sondern bezieht weitere Komponenten - wie insbesondere das

kulturelle und das soziale Kapital - mit ein (vgl. Bourdieu 1983). 

Wie auch bei der Bestimmung von Eliten, ist es nicht sinnvoll, Reichtum alleine durch

ökonomische Ressourcen zu definieren. Auch der Soziologe Ulrich Beck plädierte für eine

Definition von Reichtum, die „unter anderem auch Indikatoren wie soziale Teilhabe,

politische Freiheit usw. enthalten [soll]. Denn eine Gesellschaft, deren Wirtschaft blüht, die

aber deswegen die Menschen arbeitslos macht, ins Abseits drängt, ist keine „reiche“, sondern

nur noch eine Restgesellschaft für Reiche“ (Beck 1976, 146). Um Reichtum umfassend zu

analysieren bietet es sich an, neben rein ökonomischen Größen auch immaterielle Indikatoren

zu berücksichtigen. Allerdings ist es im Gegensatz zur Armutsforschung bei der Bestimmung

von Reichtum schwierig, auf nicht-monetäre Größen zurückzugreifen. Diese müssen erst

hinreichend wissenschaftlich fundiert werden („Validität“, „Reliabilität“). Insbesondere bei

immateriellen Reichtumsindikatoren ist die Abgrenzbarkeit und Operationalisierung

problematisch. In Analogie zur Unterversorgung z.B. an Bildung, Gesundheit oder

Wohnqualität, müsste Reichtum sich in einer Überversorgung an diesen immateriellen Gütern

manifestieren. Es ist jedoch schwer, wenn nicht sogar unmöglich, zu bestimmen, ab wann

eine Überversorgung an Bildung oder Gesundheit vorliegt. Die immateriellen

Abgrenzungskriterien für Armut sind nicht so einfach auf Reichtum zu übertragen.

Auch in der Reichtumsforschung wurde versucht eine subjektive Reichtumsgrenze anhand

von Bevölkerungsmeinungen zu ermitteln. Für die USA zeigte sich, dass die Menschen,

unabhängig davon auf welchem Niveau sie sich befanden, nur ein „kleines bisschen mehr“

wollten (vgl. Merton 1957, 136). Für Deutschland zeigt sich, dass das Anspruchsniveau

deutlich höher als das faktisch vorhandene Einkommen ist. Dabei steigen mit zunehmendem

Einkommen auch die Vorstellungen darüber was ein „sehr gutes“ Einkommen ist (vgl. Weick

2000, 3f.). 

                                                          
26 Vgl. Weisser (1956, 986), der eine Lebenslage definiert als „Spielraum, der einem Menschen (einer Gruppe

von Menschen) die äußeren Umstände nachhaltig für die Befriedigung der Interessen bieten, die den Sinn des
Lebens bestimmen“.



16

5.3. Armut und Reichtum: Wer ist davon betroffen?

Armut und Reichtum sind keine Zustände, die sich gleichmäßig über die Bevölkerung

verteilen. Für einige soziale Gruppen ist die Wahrscheinlichkeit Armut bzw. Reichtum zu

erfahren deutlich höher als für andere (vgl. Geißler 1996, 186ff. und 2000, 25f.). 

Das Risiko arm zu sein ist besonders hoch für ältere alleinstehende Frauen, kinderreiche

Familien, Kinder und Jugendliche, allein erziehende Mütter, Zuwanderer, Ausländer,

Asylbewerber, Arbeitslose (insbesondere Langzeitarbeitslose), Sozialhilfeempfänger,

Überschuldete, Suchtkranke, Anstaltsinsassen (Gefängnisinsassen, physisch und psychisch

Kranke, Menschen in Pflege- oder Altenheimen), mobile Gruppen und

Wohnungslose/Obdachlose.27 Da Armut nicht immer offen sichtbar ist, sondern auch latent

oder versteckt vorherrschen kann, ist es nicht nur schwierig, Armut zu identifizieren, sondern

auch zu quantifizieren. Es wird vermutet, dass vor allem Personen, die in den bisherigen

Umfragen aufgrund des Stichprobenverfahrens untererfasst sind, stark von Armut betroffen

sind. Dazu zählen insbesondere Menschen in ungewöhnlichen Arbeits-, Lebens- und

Wohnsituationen, die nicht den „normalen“ Standards entsprechen wie es bei Obdachlosen,

Nichtsesshaften, Asylbewerbern, der gesamten Anstaltsbevölkerung und mobilen Gruppen

der Fall ist.

Neben der Vermeidung von Armut ist Reichtum ein wesentliches Leitbild der modernen

Gesellschaften. Doch dieses Privileg wird nicht allen gleichermaßen zuteil. Wie auch bei der

Armut gibt es bestimmte soziale Gruppen, für die die Wahrscheinlichkeit höher ist als für

andere in Reichtum zu leben. Es bestehen deutliche Zusammenhänge zwischen Einkommens-

und Vermögensreichtum und verschiedenen sozio-demographischen Merkmalen wie dem

Erwerbsstatus, der Bildung, dem Alter, dem Familienstand oder der Nationalität. Aber auch

die Haushaltsgröße und die Haushaltszusammensetzung können Reichtum fördern bzw.

hemmen (vgl. z.B. Krause/Wagner 1997, 74ff.; Becker 1998; Weick 2000).

Insbesondere die Bildung ist eine zentrale Determinante, die „reich sein“ bestimmt. Betrachtet

man die Einkommensverteilung in Deutschland 1995 nach Bildungsgruppen (vgl. Tabelle 1),

fällt auf, dass sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland Armut bzw. Reichtum eng mit dem

individuellen Grad an Bildung zusammenhängen. 

Wenn man die Reichtumsschwelle bei dem Doppelten des durchschnittlichen

Nettoäquivalenzeinkommens ansetzt (über 200%), sind 1995 in Ostdeutschland 7% der (Fach-

                                                          
27 Die Zugehörigkeit zu einer solchen Risikogruppe impliziert nicht automatisch persönliche Armut. So ist z.B.

nicht jeder Drogensüchtige zwangsläufig arm, allerdings ist für ihn das Risiko arm zu sein im Vergleich zu
Nicht-Abhängigen in der Regel größer. Die Zugehörigkeit zu den einzelnen Risikogruppen ist nicht
überschneidungsfrei. Gehört jemand gleichzeitig mehreren Gruppen an wie z.B. drogenabhängig,
alleinerziehend und arbeitslos, kann sich das Risiko arm zu sein verstärken. 
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)Hochschulabsolventen als „reich“ zu bezeichnen und in Westdeutschland sogar 18%.

Gleichzeitig sind nur 2% bzw. 4% der Personen mit einem Hochschulabschluss arm

(Standard-Armutsschwelle: 50% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens).

Daneben sind diejenigen, die „nur“ einen Hauptschulabschluss als höchsten Schulabschluss

vorweisen können, besonders von Armut betroffen. Im Osten waren 1995 21% der

Absolventen einer Hauptschule arm, im Westen sogar 30%. Dagegen waren von diesen

Personen weniger als 0,5% im Osten und 5% im Westen „reich“.

Tabelle 1 Armut und Reichtum in Deutschland 1995 (Anteile der Bildungsgruppen
nach % des durchschnittlichen Netto-Äquivalenzeinkommens)

Bildung Ostdeutschland Westdeutschland
bis 50% über 200% bis 50% über 200%

Hauptschule 11,0 0,0 20,4 1,1
Hauptschule mit Lehre 10,3 0,4 9,4 3,8
Realschule 10,3 0,9 7,5 6,3
Abitur 5,0 7,6 6,3 7,5
(Fach-)Hochschule 2,1 7,3 4,1 18,0
Quelle: SOEP; Krause/Wagner 1997, 75.

Betrachtet man verschiedene Altersgruppen, zeigt sich ebenso eine klare Tendenz: Personen

mittleren Alters haben deutlich höhere Reichtumsquoten als junge und alte Menschen. Hier

spielt offenbar die Erwerbsfähigkeit und –tätigkeit und die Zusammensetzung des Haushalts

eine entscheidende Rolle. Betrachtet man den Einfluss der beruflichen Stellung, fällt auf, dass

Selbständige bzw. Selbständigenhaushalte überproportional zu den „Reichen“ gehören.

Insbesondere wenn sie größere Unternehmen besitzen. Daneben sind aber auch noch

Angestellten- und Beamtenhaushalte zu nennen, die insbesondere gegenüber den

Arbeiterhaushalten, überdurchschnittlich „einkommensreich“ sind. Alleinstehende Personen

und kinderlose Doppelverdiener haben höhere Reichtumschancen als Familien mit Kindern

(vgl. Krause/Wagner 1997, 74ff.)

6. Einkommen und Vermögen: Die zentralen Bestimmungsgrößen von Reichtum

Ein umfassender Reichtumsbegriff sollte nicht allein das Einkommen, sondern auch das

Vermögen berücksichtigen, das ebenso ein Indikator zur Beschreibung des

Wirtschaftgeschehens einer Volkswirtschaft und der sozio-ökonomischen Struktur einer

Gesellschaft ist. Während das Einkommen eine Stromgröße darstellt, die pro Periode (z.B.

Monat oder Jahr) gemessen wird, stellt das Vermögen eine Bestandsgröße dar, die zu einem

bestimmten Zeitpunkt gemessen wird (vgl. Hauser 1998, 154ff.). Beide Größen stehen nicht
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unabhängig voneinander, sondern müssen in Beziehung gesetzt werden, um Reichtum zu

erfassen. Dabei kann einerseits die Höhe des Einkommens einen Einfluss auf das Vermögen

haben, andererseits kann das Vermögen auch die Höhe des Einkommens bestimmen, wenn

beispielsweise Kapitaleinkünfte für den laufenden Lebensunterhalt genutzt werden. 

Die Erhebung von Einkommensangaben in freiwilligen Bevölkerungsumfragen ist jedoch

problematisch.28 Die Schwierigkeit der Wohlstandsforschung besteht darin, „die wohl mit

Abstand wichtigste Kenngröße, das monetäre Einkommen (...) wirklichkeitsnah

berücksichtigen zu können“ (Krause/Schäuble 1988, 51). Will man neben dem Einkommen

auch noch das Vermögen privater Haushalte erheben, ergeben sich zusätzliche Probleme.

Zum einen ist es für viele Befragte tatsächlich schwer, die Höhe des Vermögens einigermaßen

genau anzugeben, da z.B. schwankende Wechselkurse bei Aktien die genaue Angabe des

Vermögens erschweren (vgl. Krupp 1979, 207ff.). Zum anderen ist die Erfassung von

Vermögensbeständen ebenso wie das Einkommen ein hoch sensibler Bereich.29 Das führt bei

freiwilligen Befragungen sowohl zu einer Untererfassung der Vermögensbestände als auch zu

hohen Antwortverweigerungen (vgl. Berntsen 1992, 227; Bedau/Krause 1997, 54).

6.1. Einkommen

Unter Einkommen versteht man die einer Person, einer Gesellschaft oder einem Verein aus

dessen/deren Teilnahme am Wirtschaftsprozess in einem bestimmten Zeitraum zufließenden

Mittel. Dabei handelt es sich in der Regel um Geldeinkommen. Bezugsgröße ist zumeist das

Haushaltsnettoeinkommen, das sich aus dem gesamten Einkommen aller Personen eines

Haushalts ergibt, nachdem Einkommenssteuern, Vermögenssteuern, Pflichtbeiträge zur

Sozialversicherung und eventuell private Zusatzversorgungen abgezogen wurden (vgl.

Himmelreicher 1999; Hauser 1998). 

Es lassen sich grob vier Einkommenskategorien unterscheiden (vgl. ausführlich Hoffmeyer-

Zlotnik/Warner 1998). Dabei handelt es sich um Einkommen,

•  aus Erwerbstätigkeit, das Einkünfte aus unselbständiger30 und selbständiger Tätigkeit

umfasst. Hierzu werden u.a. auch Unternehmensgewinne aus Gewerbebetrieben oder

Gesellschaftergewinnanteilen gezählt.

                                                          
28 Zur Erhebung von Einkommensangaben und ihrer Genauigkeit siehe Statistisches Bundesamt (1973, 193ff.).
29 Im Jahr 1988 wurde im Rahmen des SOEP versucht die Vermögensbestände der Haushalte zu erfassen.

Dadurch kam es im folgenden Jahr zu erhöhten Ausfällen. Im Jahr 2002 wird ein neuer Versuch unternommen
die Vermögensbestände zu erfassen und zwar auf individueller Ebene. 

30 Dazu zählen z.B. auch Urlaubs-, Weihnachts- und Überstundengelder sowie Prämien oder Trinkgelder.
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•  aus Einkommensübertragungen wie z.B. Renten, Arbeitslosengeld, Sozialhilfe, sonstige

staatliche Transfers oder auch Transfers von privaten Haushalten (z.B. Alimente,

Taschengeld).

•   aus Besitz und Vermögen wie z.B. durch Zinsen, Aktien, Wertpapiere oder durch

Verpachtung oder Vermietung (abzüglich der Aufwendungen für Unterhalt von

Grundstücken, Immobilien etc.).

•  aus Deputaten und/oder Sachleistungen, dazu zählen z.B. Werkswohnungen,

Dienstfahrzeuge, Naturalprodukte, Nutzungsrechte von Werkzeugen, Arbeitsräumen und

Kommunikationstechnologien oder Erfolgsprämien in Form von Sachleistungen.

6.2. Vermögen

Im Folgenden wird ein Überblick über die Vermögensformen privater Haushalte bzw.

Individuen gegeben. In der Empirie können allerdings nicht alle Arten bei der Bestimmung

von Reichtum herangezogen werden. Drei Bedingungen sind für Ökonomisches Vermögen31

charakteristisch: Erstens ist es eine Bestandsgröße, die Güter und Rechte mit einschließt.

Zweitens sind die Vermögensobjekte bewertbar und drittens müssen sie auch verfügbar sein.

Die Bedeutung des Vermögens liegt jedoch nicht nur im Gegenwartswert, sondern es erfüllt

verschiedene Funktionen. Neben der Machtfunktion (durch den Besitz von

Produktivvermögen kann wirtschaftliche und/oder politische Macht durchgesetzt werden) und

der Nutzungsfunktion (Sachvermögen kann selbst genutzt werden), unterscheidet man noch

die Einkommenserzielungsfunktion (z.B. aus Dividenden, Zinsen, Mieten oder Pachten) und

die Sicherungsfunktion (Vermögen dient der individuellen Unabhängigkeit und der

Absicherung gegen Risiken).32

Das private Vermögen von Haushalten bzw. Individuen besteht aus dem Human- und dem

Kapitalvermögen.33 Beim Humanvermögen handelt es sich um personenbezogene

ökonomisch verwertbare Eigenschaften und Fähigkeiten. Es besteht aus dem Arbeitsvermögen

und dem Humankapital. Da es sich aber um keine objektive, ökonomisch direkt bewertbare

Bestandsgröße handelt, wird es bei der Definition von Reichtum zumeist nicht weiter

berücksichtigt.

                                                          
31 Wenn im Folgenden von Vermögen gesprochen wird handelt es sich ausschließlich um das Vermögen privater

Haushalte.
32 Es existiert keine einheitliche Systematik der Vermögensfunktionen. Die hier dargestellte Klassifikation nach

Hauser (1998) unterscheidet sich teilweise von der von Folkers (1988), der zwischen Nutzungsfunktion,
Verwertungsfunktion, Übertragungsfunktion und Machtfunktion unterscheidet. Claupein (1990) fügt noch die
Prestigefunktion hinzu (vgl. ausführlich Hauser 1998, 155; Folkers 1988, 267f.; Claupein 1990, 45f.).

33 Zu den folgenden Ausführungen über Vermögensarten vgl. Himmelreicher (1999, 4ff.).
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Das Kapitalvermögen gliedert sich in Geld-, Sach- und Sozialvermögen. Das Sozialvermögen

umfasst u. a. Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung, der Versorgungsanstalt des

Bundes und der Länder oder der betrieblichen Altersvorsorge. Auch diese Form des

Vermögens wird zur Bestimmung des Reichtums privater Haushalte kaum verwendet.

Dagegen ist die Erfassung der Geld- und Sachvermögen im Rahmen repräsentativer

Bevölkerungsumfragen möglich und diese können zur Bestimmung von Reichtum

herangezogen werden. Das Sachvermögen wird in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechung

in reproduzierbares Sachvermögen (Betriebsvermögen) und Gebrauchsvermögen privater

Haushalte aufgeteilt. Das Gebrauchsvermögen (ohne Wohnungsvermögen) bezieht sich auf

den langlebigen Anteil des Konsumvermögens. Darunter versteht man in der Regel Güter, die

ein Jahr und länger genutzt werden können wie z.B. Autos, Computer, Fernseher,

Waschmaschinen, aber auch Gemäldesammlungen oder Antiquitäten. Die Bewertung der

potentiellen Markt- bzw. Verkaufspreise von Sachvermögensobjekten ist jedoch

problematisch und kann mit enormen methodischen Schwierigkeiten verbunden sein. Die

Berücksichtigung der Wertminderung kann zwar die Höhe des Gebrauchsvermögens an

potentiell erzielbare Marktpreise anpassen, die Wiederbeschaffungs- und Anschaffungspreise

bilden jedoch die Verkaufspreise bei zunehmend kürzer werdenden Produktlebenszyklen

realitätsferner ab. Auch für die Befragten ist eine Angabe des Wertes oft schwierig. Zum

Sachvermögen wird auch der Besitz des gesamten Immobilienvermögens (selbstgenutztes,

vermietetes und verpachtetes Wohneigentum, Grund und Boden) gezählt. Eine umfassende

Bestandsaufnahme ist mit den Daten der amtlichen Statistik nicht möglich.34 Das

Geldvermögen privater Haushalte besteht aus dem Bruttogeldvermögen (Vermögen aus

Spareinlagen, Geldanlagen in Form von Versicherungen, Wertpapieren, Termingeldern,

Bargeld usw.) und dem Nettogeldvermögen (Bruttovermögen abzüglich Bankkrediten,

Darlehen und sonstigen Verpflichtungen).

6.3. Der Zusammenhang von Einkommen und Vermögen

Einkommen und Vermögen sind keine voneinander unabhängigen Größen. Je höher das

Einkommen eines Haushalts, desto höher ist in der Regel auch das Vermögen, da die

Sparfähigkeit mit zunehmendem Einkommen steigt und damit auch der Vermögensbestand.

Umgekehrt hat auch die Höhe des Vermögens einen Einfluss auf das Haushaltseinkommen,

denn der Vermögensbestand kann selbst Quelle von Einkommen sein (vgl. Krause/Wagner

                                                          
34 Das Grundvermögen privater Haushalte kann über die Wohnungsstichprobe, die Einkommens- und

Verbrauchsstichprobe (EVS) oder die Gebäude- und Wohnungszählung erfasst werden. Sonstige bebaute
Grundstücke mit überwiegend gewerblicher Nutzung können jedoch nicht berücksichtigt werden.
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1997, 83ff.; Himmelreicher 1999, 37ff.). Idealerweise sollen beide Größen in Analysen zu

Reichtum berücksichtigt werden. 

Die Erfassung von Vermögensbeständen erweist sich jedoch in der Praxis als hoch sensibler

Bereich, der schwierig zu erfassen ist. So scheiterte ein Versuch von Infratest Burke

Sozialforschung im Rahmen eines Access-Panels (hierbei handelt es sich um einen Pool

befragungsbereiter Haushalte, vgl. Hoppe 2000) „reiche“ Haushalte anhand der beiden

relevanten Dimensionen Einkommen und Vermögen zu „screenen“.35 Deswegen erscheint es

für eine Feasibility-Studie bzw. Erfassung des oberen Randes sinnvoll, auf Vermögen als

Selektionskriterium zu verzichten und sich auf einkommensstarke Haushalte als

Auswahlgrundlage zu beschränken.

6.4. Einkommensmessung

Die Erfassung von Einkommen ist im Rahmen von allgemeinen Bevölkerungsumfragen

sowohl auf Monats- als auch auf Jahresbasis (rückwirkend für das letzte Kalenderjahr) üblich.

Dabei können die Angaben entweder personenbezogen oder haushaltsbezogen sein. Angaben

über das verfügbare Haushaltseinkommen lassen sich im SOEP auf zwei Arten gewinnen. 

Zum einen über den „Income Screener“. Diese globale Frage, die auch im amtlichen

Mikrozensus in ähnlicher Weise gestellt wird, erfasst die Gesamtheit aller monatlich

verfügbaren Einkünfte im Haushalt. Der Vorteil dieser Methode besteht darin, dass eine

einfache, direkte, im Zeitverlauf vergleichbare und kontinuierliche Erfassung des

Einkommens möglich ist. Allerdings werden die monatsbezogenen Angaben für den Haushalt

teilweise unterschätzt - selten überschätzt- , da nur eine Person (der Haushaltsvorstand) im

Haushaltsfragebogen über das verfügbare Nettoeinkommen des Haushalts Auskunft gibt.

Dabei kann es zu Abweichungen von der tatsächlichen Höhe kommen, da diese Person nicht

zwangsläufig vollständig informiert ist oder bei der Aufrechnung des Gesamteinkommens

einzelne Personen oder Komponenten vergessen werden. Im SOEP wird die „Income

Screener Frage“ daher erst am Ende des Fragebogens gestellt, nachdem über eine Reihe von

Einzelkomponenten zu Einkünften des Haushalts Auskunft gegeben wurde. Dadurch sollten

die Verzerrungen weniger stark ausgeprägt sein als in anderen Umfragen, in denen die Frage

bereits zu Beginn der Befragung gestellt wird. 

Da im SOEP auch jede Person im Haushalt ab einem Alter von 16 Jahren einen eigenen

Personenfragebogen ausfüllt, kann das verfügbare Haushaltsnettoeinkommen auch über die

individuellen Einkommensangaben aufaddiert werden. Das Einkommen des Haushalts beruht

                                                          
35 Vgl. dazu Kapitel 12 in diesem Bericht.
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dadurch auf retrospektiven - teilweise imputierten - Angaben zum individuellen und

haushaltsbezogenen Bruttoeinkommen des Vorjahres. Um das Jahresbruttoeinkommen des

Haushalts zu bestimmen werden alle vorhandenen individuellen monatlichen

Bruttoeinkommen aufsummiert. Um das verfügbare Einkommen im Haushalt („post

government income“) zu berechnen, werden schwer zu erhebende jahresbezogene

Sozialversicherungsbeitrags- und Steuerzahlungen durch Simulationsrechnungen mittels eines

„Steuer- und Transfermoduls“ abgezogen (vgl. Schwarze 1995; Hanesch/Krause/Bäcker

2000). Ein Nachteil der retrospektiven jahresbezogenen Erfassung von Haushaltseinkommen

ist, dass der Zeitpunkt der Einkommensmessung nicht mit dem Befragungszeitpunkt

übereinstimmt und so die Zusammensetzung des Haushalts eine andere sein kann. Daneben

können die Angaben auch nur für befragte Haushaltsmitglieder generiert werden und jede

fehlende Angabe muss imputiert werden, da bereits eine einzige fehlende Angabe ansonsten

zu einem fehlenden Wert für das gesamte Haushaltseinkommen führt.

7. Vorhandene Datenquellen auf der Makro- und Mikroebene

Auf der Makroebene gibt es eine Vielzahl von Datenquellen und Statistiken, die die

Gesamteinkommen und einzelne Vermögenswerte im unteren und oberen Bereich der

Wohlstandsverteilung abbilden. Einige dieser verfügbaren Daten können zwar im Rahmen

von Analysen herangezogen werden, um die Einkommensverteilung aufzudecken, allerdings

handelt es sich dabei um Quellen, die nur rudimentär einzelne Vermögensaspekte oder

einzelne Bevölkerungsgruppen berücksichtigen. Die individuelle Lebenssituation, ihre

Ursachen und Auswirkungen, können deshalb nicht im Zusammenhang untersucht werden.

Für umfassende Armuts- und Reichtumsanalysen muss man deswegen auf Mikrodaten

zurückgreifen, die die unzureichenden Informationen der Makrodaten teilweise lösen können.

Diese liegen in Form von Haushalts- und Individualdaten vor und erlauben umfangreiche

Analysen über die spezifische Lebenssituation von Individuen. Allerdings sind auch die in

Deutschland zur Verfügung stehenden Mikrodaten nicht ausreichend, um ein differenziertes

Bild von Armut und Reichtum zu liefern, da die Fallzahlen oft zu gering sind und gerade die

interessierenden Randgruppen zumeist unterrepräsentiert sind oder gar nicht erfasst werden.36 

Im Folgenden werden die wichtigsten Datenquellen kurz dargestellt und erläutert, um eine

Bestandsaufnahem der vorhandenen Analysegrundlagen zu geben (vgl. Bundesministerium

für Arbeit und Sozialordnung 2001, 12f.).

                                                          
36 Vgl. Kapitel 4 dieses Beitrags.
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7.1. Daten auf der Makroebene

•  Die Arbeitslosenstatistik beinhaltet das Ausmaß und die Dauer von Arbeitslosigkeit,

differenziert nach verschiedenen Merkmalen wie Region, Alter, Geschlecht oder Bildung.

•  Die (Aus-) Bildungsstatistik erfasst die Verteilung der Bildungsabschlüsse nach

Geschlecht, Alter und Nationalität.

•  Die Einkommenssteuerstatistik kann dazu beitragen, die Verteilung und Entwicklung

von Einkommen in Deutschland aufzuzeigen, da der Bezug von Einkommen in der Regel

mit der Pflicht verbunden ist, Steuern zu zahlen. Aufgrund der

Abschreibungsmöglichkeiten ist das zu versteuernde Einkommen bezüglich des

tatsächlichen Einkommens allerdings nur begrenzt aussagefähig. Das gilt besonders für

den oberen Bereich der Einkommensverteilung. Problematisch ist auch, dass nur

Einkommen erfasst werden, die auch beim Finanzamt deklariert werden. Dadurch werden

nur Teile des tatsächlichen Reichtums erfasst. Es ist jedoch zweifelhaft, ob die

vollständige Erfassung des steuerpflichtigen Einkommens die Zahl der Steuerpflichtigen

erhöhen würde, allerdings könnte es besonders im oberen Bereich zu

Niveauverschiebungen kommen (vgl. Euler 1990b, 5).

•  Aus den Finanzierungsrechnungen und Kreditstatistiken der Deutschen Bundesbank

kann man Informationen über verschiedene finanzielle Aspekte wie

Geldvermögensbildung und eingegangene Verpflichtungen gewinnen. 

•  Die Gebäude- und Wohnungszählung von 1987 und die Gebäude- und

Wohnungsstichprobe von 1993 geben Auskunft über die Immobilienvermögen in

Deutschland.

•  Die Kinder- und Jugendhilfestatistik erfasst Personen, die an Maßnahmen der Kinder-

und Jugendhilfe teilnehmen, differenziert nach sozio-demographischen Merkmalen.

•  Die Krankenkassen- und Pflegestatistik enthält Daten über die Inanspruchnahme von

Gesundheits- und Pflegeleistungen nach verschiedenen Merkmalen.

•  Die Sozialhilfestatistik gibt Auskunft über die Verteilung der Sozialhilfe verschiedener

Gruppen nach sozio-demographischen Merkmalen. Außerdem werden der Erwerbsstatus

und die Bezugsdauer erfasst. Die Asylbewerberleistungsstatistik erfasst die gleichen

Kriterien.

•  Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR) des statistischen Bundesamtes ist ein

System zur Erfassung der wichtigsten gesamtwirtschaftlichen Vorgänge. Über ein

Grundraster der einzelwirtschaftlichen Leistungsmessung soll die VGR ein möglichst

vollständiges Bild des wirtschaftlichen Geschehens in einer Volkswirtschaft erstellen. Die
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VGR entsteht durch die Weiterverarbeitung (Umrechnung, Hochrechnung, Schätzung) der

gesamten Wirtschafts- und Finanzstatistik. Sie wird in Form von Konten oder von

Tabellen präsentiert. Dargestellt werden die Produktion, Verteilung und Verwendung von

Waren und Dienstleistungen (Sozialprodukt), die Entstehung, Verteilung, Umverteilung

und Verwendung der Einkommen (Volkseinkommen), die Vermögensbildung und ihre

Finanzierung. Dabei fasst man die wirtschaftlich tätigen Personen und Einrichtungen im

In- und Ausland zu Sektoren zusammen (Unternehmen, Staat, private Haushalte, private

Organisationen ohne Erwerbszweck, Ausland). Es ist mit diesen Daten möglich auf

Haushaltsebene z.B. die Entwicklung der durchschnittlich verfügbaren Nettoeinkommen

verschiedener sozialer Gruppen zu analysieren. 

•  Die Wohngeldstatistik ist ähnlich wie die Sozialhilfestatistik aufgebaut und gibt grob

Auskunft über die Wohnsituation einkommensschwacher Haushalte. Sie differenziert

allerdings nur nach wenigen Merkmalen und erfasst ausschließlich diejenigen, die diese

Leistung auch beantragt haben.

•  Die Wohnungsstichprobe gibt Auskunft über die Wohnraumversorgung und die Qualität

der Gebäude. Der Nachteil ist, dass keine Verknüpfung mit differenzierten

Lebenslagenaspekten möglich ist.

7.2. Daten auf der Mikroebene

•  Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS)

Diese Stichprobe, die vom Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen (ZUMA)

erhoben wird, kann für Einkommensanalysen herangezogen werden. Allerdings können

damit nur einkommensbasierte Armuts- und Reichtumskonzepte umgesetzt werden.

Hierbei werden aktuelle Daten über Einstellungen, Verhaltensweisen und Sozialstruktur

der Bevölkerung in Deutschland erhoben. Seit 1980 wird alle zwei Jahre ein

repräsentativer Querschnitt der Bevölkerung mit einem teils stabilen, teils variablen

Fragenprogramm erhoben. Die Daten stehen unmittelbar nach ihrer benutzergerechten

Aufbereitung und Dokumentation allen Interessenten für Forschung und Lehre zur

Verfügung. Allerdings ist die Fallzahl zu gering, um repräsentative Armuts- und

Reichtumsanalysen für ein Jahr durchzuführen.

•  Wohlfahrtssurvey

Der Wohlfahrtssurvey ist eine Repräsentativbefragung, die speziell für die Messung der

individuellen Wohlfahrt und Lebensqualität konzipiert wurde. Er wird im Rahmen eines

von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten Gemeinschaftsprojekts der
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Abteilung Sozialstruktur und Sozialberichterstattung des WZB (Wissenschaftszentrum

Berlin für Sozialforschung) und der Abteilung Soziale Indikatoren vom ZUMA

durchgeführt. Dieses Befragungsinstrument ist vor allem darauf ausgelegt, Dimensionen

der objektiven Lebensbedingungen und des subjektiven Wohlbefindens mit geeigneten

Indikatoren im Trendverlauf zu beobachten und in ihrem Zusammenhang zu analysieren.

Der Wohlfahrtssurvey bietet damit zugleich auch eine Datenbasis, die in besonderem

Maße für die Analyse der Wohlfahrtsdisparitäten und die Beobachtung der Prozesse der

Angleichung der Lebensverhältnisse in West- und Ostdeutschland geeignet ist. Der

aktuellste Wohlfahrtssurvey von 1998 hat einen Stichprobenumfang von 3042 Befragten.

Damit ist die Fallzahl für Armuts- und Reichtumsanalysen zu gering.

•  Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)

Die EVS, die vom Statistischen Bundesamt durchgeführt wird, erfasst die

Einkommensverteilung in Deutschland mit Hilfe einer Quotenstichprobe.37 Neben der

Haushaltsgröße und der sozialen Stellung der Bezugsperson ist das monatliche

Nettoeinkommen ein Quotenmerkmal, nach dem die Auswahl erfolgt. Die EVS wird alle

5 Jahre bei rund 70.000 Haushalten erhoben und mit Hilfe des Mikrozensus

hochgerechnet. Damit sind nicht nur Zahlen über das tatsächliche Einkommen und den

Verbrauch vorhanden, sondern auch eine Übertragung auf die Mehrzahl der Haushalte

möglich. Die Einkommen werden differenziert erfragt. Allerdings sind sie für Analysen

insbesondere im oberen Einkommensbereich nicht unproblematisch, da Haushalte mit

einem Einkommen von mehr als 35.000 DM38 monatlich (vor 1993 mehr als 25.000 DM)

nur als Einzelfälle in der Stichprobe zu finden sind. Außerdem werden kaum Angaben

über sonstige Lebensaspekte wie z.B. Gesundheit oder Lebenszufriedenheit erhoben. Das

völlige Fehlen von Ausländerhaushalten bis 1988 ist ein weiterer Nachteil, da gerade diese

Gruppe überproportional von Armut betroffen ist. Seit 1993 werden Ausländerhaushalte

zwar erfasst, es bestehen jedoch nach wie vor Zweifel an der Repräsentativität dieser

Teilstichprobe. Die Anstalts- und Heimbevölkerung wird weiterhin nicht erfasst.

                                                          
37 Bei diesem Verfahren handelt es sich um eine spezielle Form der bewussten Auswahl, bei der Personen in der

Art ausgewählt werden, dass bestimmte Merkmale in der Stichprobe in exakt der gleichen Häufigkeit
vorkommen wie in der Grundgesamtheit. Die Auswahl der Befragungspersonen bleibt dabei dem Interviewer
überlassen (vgl. ausführlich Schnell/Hill/Esser 1993, 309f.)

38 Da die Einkommensangaben erst ab dem Jahr 2002 in den Bevölkerungsumfragen in Euro erfasst werden,
beziehen sich alle Angaben in diesem Beitrag noch auf DM.
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•  Mikrodaten der Sozialhilfestatistik

Die 25%-Zufallsstichprobe der Sozialhilfestatistik, die als Public-Use-File vom

Statistischen Bundesamt zur Verfügung gestellt wird, beinhaltet anonymisierte

Mikrodaten. Diese Daten eröffnen neue Möglichkeiten bei Auswertungen zum Thema

Sozialhilfe.

•  Mikrozensus (MZ)

Der Mikrozensus, der vom Statistischen Bundesamt erhoben wird, ist die größte

Haushaltsstichprobe in Deutschland, die jährlich durchgeführt wird. Sie umfasst 1% aller

Haushalte in Deutschland. Das entspricht ca. 370.000 Haushalten mit 800.000 Personen.

Die Teilnahme ist gesetzlich verpflichtend. Es werden Fragen zur Bevölkerungsstruktur,

wirtschaftlichen und sozialen Lage, Erwerbssituation, Bildung und Wohnsituation gestellt.

Die Größe des Stichprobenumfangs impliziert, dass die Ränder der Gesellschaft in

ausreichender Fallzahl enthalten sind. Allerdings sind die Einkommensdaten nicht sehr

differenziert und Vermögensangaben werden nicht erfasst. Das monatliche Einkommen

wird - aufgrund der hohen Sensitivität dieses Themas - nicht als offener Betrag erhoben,

sondern in vorgegebenen Einkommensklassen. Bis 1997 lag die Obergrenze bei 7.500 DM

und mehr, ab 2000 werden Haushaltseinkommen bis zu einer oberen Grenze von 35.000

DM und mehr erfasst. Es bleibt jedoch unbekannt in welcher genauen Größenordnung das

Einkommen liegt. 

•  Niedrig-Einkommens-Panel (NIEP)

Dieses Panel des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung erfasst ca. 2.000

Haushalte im unteren Einkommensbereich. Der Vorteil besteht in der Möglichkeit,

monetäre Armutsanalysen mit den mehrdimensionalen Lebenslagenansätzen zu

verknüpfen. Die Zusammenhänge können im Zeitverlauf analysiert werden. Allerdings ist

der Stichprobenumfang nicht größer als im SOEP (ab dem Jahr 2000).

•  Sozio-oekonomisches Panel (SOEP)

Das SOEP ist eine Längsschnittuntersuchung, bei der Haushalte und Personen jährlich

wiederholt zu verschiedenen demographischen, sozialen und ökonomischen Aspekten

Auskunft geben (vgl. SOEP Group 2001). Neben einem Haushaltsfragebogen, der vom

Haushaltsvorstand beantwortet wird, wird noch jede Person im Haushalt, die über 16
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Jahre alt ist, mit einem Personenfragebogen erfasst. Das SOEP bietet den großen Vorteil,

dass es als Zufallsstichprobe methodisch weit anspruchsvoller als Quotenstichproben (wie

z.B. die EVS) ist, da nur zufallsbasierte Samples repräsentativ sein können, und keine

Obergrenze für das Haushaltseinkommen vorgegeben wird. Das monatlich verfügbare

Einkommen des gesamten Haushalts wird offen und nicht kategorial erfasst. Obwohl die

Fallzahl im oberen Bereich sehr klein ist, sind hohe und sehr hohe Einkommen im SOEP

enthalten. Die höchsten angegebenen monatlichen Haushaltsnettoeinkommen seit 1984

reichen bis zu 95.000 DM (vgl. Krause/Wagner 1997).

Betrachtet man die Nettofallzahlen für das Jahr 2000 (vgl. Tabelle 2), sieht man, dass 748

Haushalte erfasst werden, die ein monatliches Nettoeinkommen von weniger als 1.500

DM zur Verfügung haben. Der Großteil der Haushalte (77%) hat ein Einkommen

zwischen 1.500 DM bis 6.000 DM monatlich. Im oberen Bereich werden 300 Haushalte

erfasst, die ein Haushalts-Nettoeinkommen von 10.000 DM und mehr haben (2,6% der

SOEP-Haushalte). Wobei der Großteil (1,7%) ein Einkommen zwischen 10.000 bis

12.000 DM aufweist. Immerhin haben noch 57 Haushalte ein Einkommen von 15.000 DM

und mehr, jedoch nur 14 Haushalte ein monatliches Nettoeinkommen, das über 20.000

DM liegt. Durch die geplante Zusatzstichprobe G im Jahr 2002 sollen die Fallzahlen im

oberen Einkommenssegment jedoch aufgestockt werden, sodass eigenständige Analysen

für dieses Bevölkerungssegment möglich werden. 

Tabelle 2 Haushalte nach HH-Nettoeinkommen 2000,1 
Angaben in % (und absolute Fallzahl)2

Nettoeinkommensklassen
von ... bis unter ... DM
unter 1.500 DM 6,4 (784)
1.500 – 3.000 DM 26,4 (3267)
3.000 – 4.500 DM 31,4 (3866)
4.500 – 6.000 DM 19,3 (2376)
6.000 – 7.500 DM 9,5 (1169)
7.500 – 10.000 DM 4,4 (547)
10.000 – 12.000 DM 1,4 (172)
12.500 – 15.000 DM 0,6 (71)
15.000 – 20.000 DM 0,4 (43)
20.000 – 25.000 DM 0,1 (7)
25.0000 und mehr 0,1 (7)
Insgesamt 100,0 (12309)

1 „Income Screener Frage“ im HH-Fragebogen. 
2 Ohne Haushalte mit fehlender Einkommensangabe.
Quelle: SOEP 2000; eigene Berechnungen.
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8. Überblick über die bisherige Erhebung von Armut und Reichtum

8.1. Erhebung von armen Haushalten bzw. Personen

Die Armutsforschung in Deutschland hat eine lange Tradition. Die einzelnen empirischen

Studien unterscheiden sich nach ihrem methodischen Ansatz. Zum einen gibt es

Feldforschung über typische Armutsgruppen, die primär qualitativ orientiert ist. Dabei wird

der zu untersuchende Personenkreis systematisch ausgewählt und der Versuch unternommen

ein lebensweltliches Bild der Armut zu entwerfen. Zum anderen liegen quantitativ orientierte

Armutsanalysen vor. 

Grundsätzlich lassen sich drei Zugangsweisen zur Erfassung von armen Haushalten bzw.

Individuen unterscheiden. Diese drei Herangehensweisen werden im Folgenden anhand

quantitativer und qualitativer Studien beispielhaft aufgezeigt, um einen Erfahrungsüberblick

zu geben.

1. Forschungsergebnisse auf Basis repräsentativer Bevölkerungsstichproben

Insbesondere die Studie „Armut in Deutschland“, die vom Deutschen Gewerkschaftsbund

und dem Paritätischen Wohlfahrtsverband 1994 in Auftrag gegeben wurde und im Jahr

2000 unter dem Titel „Armut und Ungleichheit in Deutschland“ wiederholt wurde, liefert

wichtige Ansatzpunkte für die Armutsdiskussion in Deutschland (vgl.

Hansch/Krause/Bäcker 2000). Zentrale Datengrundlage dieses Berichts bildet das SOEP.

Die europäisch vergleichenden Analysen basieren auf dem Europäischen Haushaltspanel

(ECHP).

Der Bericht „Lebenslagen in Deutschland - Der erste Armuts- und Reichtumsbericht der

Bundesregierung“ wurde mit dem Ziel erstellt, sowohl materielle Armut und

Unterversorgung als auch Strukturen der Reichtumsverteilung zu analysieren. Dadurch

sollen Hinweise für die Entwicklung von politischen Instrumenten zur Bekämpfung von

Armut und zur Verminderung der Polarisierung zwischen arm und „reich“ gegeben

werden. Dieser Beitrag stützt sich auf eine Vielzahl von vorhandenen Datenquellen - u.a.

auch EVS und SOEP - und versucht diese auch im Hinblick auf ihre Eignung für eine

Armuts- bzw. Reichtumsberichterstattung zu prüfen. Im Rahmen dieses Berichts hat die

Regierung den Anstoß für eine Reihe von Forschungsprojekten gegeben, die sich mit dem

Niedrigeinkommensbereich, aber auch mit dem oberen Bereich der Gesellschaft befassen

(vgl. Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 2001).
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Die Probleme von repräsentativen Erhebungen, die per Definition die gesamte

Gesellschaft widerspiegeln sollen, ergeben sich durch die zu geringen Fallzahlen und die

Coverage-Probleme im unteren und insbesondere im oberen Einkommensbereich.

2. Analyse von Sozialhilfeempfängern 

Studien, die als Auswahlgrundlage zur Untersuchung armer Haushalte und Personen

Sozialhilfeempfänger heranziehen, können sowohl quantitativ als auch qualitativ angelegt

sein. 

Die meisten kommunalen Armutsberichte beschränken sich zumeist auf quantitative

Strukturanalysen weniger sozio-demographischer Merkmale (Hanesch 1986; Hofmann

1987; Voges 1998). Für komplexere Analysen ist neben der Bremer Längsschnitt-

Stichprobe von Sozialhilfeakten (Voges/Zwick 1991; Rentzsch/Buhr 1996; Buhr/Weber

1996), die Bielefelder Datenbank „Sozialhilfe-Statistik“ (Andreß 1992) zu nennen.

Außerdem wurden Umfragen mit Sozialhilfeempfängern durchgeführt, die neue

Informationen, die über die der amtlichen Statistik hinausgehen, beinhalten

(Haecker/Kirschner/Meinlschmidt 1990; Jacobs/Ringbeck 1994). Auch die geplante

Verlaufs- und Ausstiegsanalyse Sozialhilfe (VAAS) ist quantitativ orientiert

(Leibfried/Siebel 2000). 

Qualitative Studien über Sozialhilfeempfänger sind zumeist einfacher durchzuführen.

Allerdings ist der Stichprobenumfang eher gering und der Anspruch der Repräsentativität

wird verletzt. Zu nennen ist die Arbeit über allein erziehende Sozialhilfeempfänger in

Halle (Mädje/Neusüß 1996), die Bremer Untersuchung über Armutskarrieren von

Sozialhilfeempfängern (Ludwig 1996) und die Studie über die Beziehungen von

Arbeitslosigkeit und Armut in einer Problemregion (Lompe 1987).

3. Auswahl eines Untersuchungsfeldes mit vermutet hoher Armutskonzentration

Falls nicht auf Personen zurückgegriffen werden kann, die amtlich als bedürftig registriert

sind, muss man einen anderen Ansatz wählen, um an den interessierenden Personenkreis

heranzukommen. Dabei bietet es sich an, Orte auszuwählen, an denen arme Menschen

überproportional angetroffen werden können. Dieser Ansatz wird hauptsächlich bei

qualitativen Untersuchungen verwendet, kann jedoch auch im Rahmen quantitativer

Studien hilfreich sein. 

Typische Beispiele qualitativer Erhebungen sind die Untersuchungen in sozialen

Brennpunkten (Bödeker 1992), in Obdachlosensiedlungen (Adams 1971; Preußer 1989),
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in Stadtteilen mit hoher Armutskonzentration (Hess/Mechler 1973; Kührt 1982;

Tobias/Boettner 1992) und die Befragungen von spezifischen Armutsgruppen, wie z.B.

von Arbeitslosen (Kronauer/Vogel/Gerlach 1993; Zilian/Fleck 1990), von Nichtsesshaften

(Weber 1984; Girtler 1980) oder Obdachlosen (Vaskovics/Weins 1983).

Quantitative Studien sind die Obdachlosenstichprobe von Blume (1960), der Bewohner

von Obdachlosenunterkünften in Köln befragte, die Umfrage in offenen

Hilfeeinrichtungen der Caritas von Hauser/Hübinger (1993) und die Untersuchung von

Hübinger/Neumann (1997 und 1998) im Auftrag des Diakonischen Werkes bei der

Klienten von Beratungsstellen befragt wurden. 

Das Forschungsprojekt „Menschen in extremer Armut“, das zur Zeit vom Institut für

Sozialberichterstattung und Lebenslagenforschung (ISL) im Auftrag des

Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung durchgeführt wird, konzentriert sich in

seiner Studie auf extreme Armutsgruppen, die in allgemeinen Bevölkerungsumfragen

nicht erfasst werden. In einer ersten Projektphase wird ein qualitativer Zugang zu diesen

Gruppen erprobt. Um ein umfassendes Bild der Menschen in extremen

Armutsverhältnissen abzubilden sollen langfristig quantitative und qualitative

Forschungsmethoden kombiniert werden (vgl. Neumann/Ludwig/Becker 2001).

Bei der Auswahl eines Untersuchungsfeldes mit vermutet hoher Armutskonzentration

besteht allerdings allgemein das Problem, das die Ergebnisse oft nicht verallgemeinerbar

sind, da der Hauptfokus der Befragung auf Beratungsstellen liegt und somit nur Aussagen

über diejenigen getroffen werden können, die die institutionelle Hilfe auch in Anspruch

nehmen.

8.2. Erhebung von „reichen“ Haushalten bzw. Personen

Im Gegensatz zur Armutsforschung stellt die Analyse von Reichtum in Deutschland nahezu

ein unerforschtes Gebiet dar.39 Erste Ansätze der Reichtumsanalyse stellen die empirischen

Arbeiten von Jungblut (1973), Miegel (1983), Welzmüller (1988) und Euler (1990a und

1990b) dar, die in den letzten Jahren von Huster (1993 und 1997a), Becker/Hauser (1994),

Bedau/Klatt (1994), Schui/Spoo (1996 und 2000) und Hertel (1997) weiter ausgeführt worden

sind. In letzter Zeit gewinnt die Thematik zunehmend an Bedeutung. Neben der

theorieorientierten Diskussion zum Thema Reichtum (vgl. Stadlinger 2001) ist für die

Schweiz die Arbeit von Mäder/Streuli (2002) zu nennen.

                                                          
39 In den USA ist die Reichtumsforschung weiter verbreitet. Lundberg (1971) markiert den Beginn der

amerikanischen Forschung über „Reiche“, die z.B. von Packard (1990) und Haseler (2000) fortgesetzt wurde.
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Der German Wealth Report 2000, der von Merrill Lynch/Cap Gemini Ernst & Young

herausgegeben wurde, beschäftigt sich mit den Segmenten der „High Net Worth Individuals“

(HNWI) und „Ultra High Net Worth Individuals“ (UHNWI) in Deutschland. Dabei handelt es

sich um Analysen über die statistische Verteilung von Wohlstand in Deutschland. Die Studie

integriert verschiedene Datenquellen. Zur Berechnung des Vermögens wurden von der

Deutschen Bank veröffentlichte Werte über die Entwicklung des deutschen Privatvermögens

verwendet. Daneben wurde auf Daten des Statistischen Bundesamtes und der internationalen

Worlds Wealth Report Studie zurückgegriffen. Obwohl die Datenbasis nicht repräsentativ ist,

sind die dort präsentierten Zahlen für die Reichtumsforschung von Interesse. Fazit des

Berichts ist, dass „in Deutschland rund 365.000 Personen mit mehr als einer Million Euro

Geldvermögen und 3.700 mit einem Geldvermögen von mehr als 30 Millionen Euro [leben].

Die Gruppe der Reichen nahm im Zeitraum von 1996 bis 1999 um 5,3 Prozent jährlich,

entsprechend insgesamt um 52.000 Personen, zu. 612 Milliaren Euro befinden sich allein im

Besitz der 3.700 Superreichen. [...] Insgesamt 25,7 Prozent des gesamtdeutschen Vermögens

werden von 0,5 Prozent der erwachsenen Bevölkerung gehalten. Dabei sind 92 Prozent des

deutschen Vermögens in den alten Bundesländern und Berlin konzentriert. 90,5 Prozent aller

reichen und superreichen Deutschen leben in den alten Bundesländern, nur 9,5 Prozent in den

neuen Bundesländern. In den Hansestädten Hamburg und Bremen sowie in Hessen besteht im

Verhältnis zur Gesamtbevölkerung die größte Millionärsdichte. Absolut betrachtet leben die

meisten Reichen in Nordrhein- Westfalen mit seiner historisch gewachsenen großen Zahl von

Familienunternehmen, gefolgt von Bayern und Baden-Württemberg“ (Merrill Lynch/Cap

Gemini Ernst & Young 2001).

Bei den meisten Reichtumsanalysen bleiben nicht-monetäre Reichtumsaspekte

unberücksichtigt, da insbesondere die Frage nach sinnvoller Abgrenzbarkeit und

Operationalisierung schwer zu beantworten ist. In der Armutsforschung hingegen ist die

Verwendung nicht-monetärer Indikatoren weiter verbreitet. Um diese Forschungslücke zu

schließen, hat die Regierung im Rahmen ihres Armuts- und Reichtumsberichts ein

Forschungsprojekt in Auftrag gegeben, das „privilegierte Lebenslagen“ näher untersuchen

soll. So sollen im Rahmen eines mehrjährigen Forschungsprojektes Aspekte der

Chancengleichheit analysiert werden und u.a. auch hinsichtlich der Frage nach der vertikalen

Offenheit der Gesellschaft betrachtet werden. In diesem Rahmen bearbeitet das Berliner

Institut für Sozialforschung (BIS) ein Projekt mit dem Thema „Privilegierte Lebenslagen als

Grundlage sozialer Hierarchie“, bei dem es u.a. um die Anwendung des
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Lebenslagenkonzeptes für die Erfassung von Menschen in privilegierten Lebenslagen bzw.

von Reichtum geht.

Daneben gibt es das von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), dem Deutschen

Institut für Altersvorsorge (DIA) und der Europäischen Kommission geförderte

Forschungsprojekt „SAVE“ (Spar- und Anlageverhalten von Privathaushalten), das an der

Universität Mannheim an der Fakultät für Volkswirtschaftlehre (Lehrstuhl für

Makroökonomik und Wirtschaftspolitik) durchgeführt wird. Es beschäftigt sich mit dem

Sparverhalten privater Haushalte. Dabei werden auch Angaben zu Einkommen und Vermögen

erhoben.40 

9. Empirische Eckwerte

Es gibt verschiedene Datenquellen, die man für Verteilungsanalysen heranziehen kann. In

diesem Kapitel soll für die Jahre 1998 und 2000 ein Überblick über die

Einkommensverteilung in Deutschland auf Basis der EVS (nur 1998), des Mikrozensus und

des SOEP gegeben werden. 

9.1. Die Einkommensverteilung für das Jahr 1998 auf Basis der EVS, des MZ und des

SOEP

Betrachtet man die Einkommensverteilung der Haushalte in Deutschland für das Jahr 1998,

zeigt sich, dass der Großteil der Haushalte – ca. 60% in der EVS, ca. 73% im SOEP (Income

Screener und generierte Jahreseinkommen) und ca. 77% im MZ - ein monatliches

Haushaltsnettoeinkommen von bis zu 5.000 DM hat (vgl. Tabellen 3, 4a, 4b und 5). Dabei

zeigen sich klare Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland. Der Anteil der Haushalte

mit einem Einkommen bis zu dieser Grenze ist im Osten deutlich höher ist als im Westen

(73% vs. 56% EVS, 85% vs. 69% SOEP (Income Screener), 81% vs. 71% (generierte

Jahreseinkommen), 86% vs. 75% MZ). Entsprechend leben im Westen mehr Personen in

Haushalten mit einem monatlichen Nettoeinkommen über 5.000 DM. 

Während nach der EVS 8% der deutschen Haushalte ein monatliches Einkommen über 10.000

DM haben, sind es im SOEP auf Basis der generierten Jahreseinkommen mit 3% bzw. 1,5%

(Income Screener) und im MZ mit knapp 2% deutlich weniger. Offenbar zeigt die EVS mehr

einkommensstarke Haushalte, während sie im unteren Bereich mit großer Wahrscheinlichkeit

zu wenig Haushalte erfasst. Nur 1% der erfassten Haushalte haben ein Einkommen unter

1.000 DM, dagegen sind es im MZ 4%. Im SOEP zeigen sich bei der Betrachtung des unteren

                                                          
40 Zu den Ergebnissen der ersten SAVE-Studie siehe Börsch-Supan/Essig (2002).
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Einkommensbereichs deutliche Differenzen zwischen dem monatlichen Einkommen zwischen

den beiden Operationalisierungsmöglichkeiten. Während 2% der Haushalte auf Basis des

Income Screeners ein monatliches Nettoeinkommen unter 1.000 DM haben, sind es knapp

6%, wenn man die generierten Jahreseinkommen zugrundelegt. 

Wo allerdings die „Wahrheit“ der Einkommensverteilung liegt ist unklar, da - im Gegensatz

zum MZ und SOEP - die EVS eine Quotenstichprobe ist und zudem praktisch keine

Ausländerhaushalte mit niedrigem Einkommen enthält. 

Tabelle 3 Nettoeinkommensverteilung in Deutschland 1998 in % (hochgerechnete HH in 1000)1 –
Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

Nettoeinkommensklassen
von ... bis unter ... DM

Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland
insgesamt

unter 1.000 0,8 (250) 1,1 (74) 0,9 (324)

1.000-3.000 26,9 (8061) 38,0 (2593) 29,0 (10654)

3.000-5.000 28,5 (8525) 34,2 (2335) 29,5 (10860)

5.000-7.000 19,7 (5898) 16,7 (1140) 19,1 (7038)

7.000-10.000 15,0 (4497) 7,5 (513) 13,6 (5010)

10.000-12.000 4,2 (1247) 1,3 (88) 3,6 (1335)

12.000 und mehr 4,9 (1477) 1,2 (88) 4,2 (1560)

Insgesamt 100,0 (29955) 100,0 (6826) 100,0 (36781)
1 Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Quellen: Statistisches Bundesamt 2001, 130; eigene Berechnungen.

Tabelle 4a Nettoeinkommensverteilung in Deutschland 1998 in % (hochgerechnete HH in 1000)1 –
Ergebnisse des Sozio-Oekonomischen Panels auf Basis des Income Screener

Nettoeinkommensklassen

von ... bis unter ... DM

Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland

insgesamt

unter 1.000 1,5 (450) 3,8 (364) 1,9 (718)

1.000-3.000 34,7 (10835) 45,0 (3171) 36,6 (14007)

3.000-5.000 32,5 (10141) 35,7 (2521) 33,1 (12663)

5.000-7.000 14,1 (4405) 8,4 (591) 13,1 (4997)

7.000-10.000 5,6 (1746) 1,4 (100) 4,8 (1846)

10.000-12.000 1,2 (366) 0,4 (29) 1,0 (395)

12.000 und mehr 0,6 (186) 0,1 (8) 0,5 (194)

k.A. 9,8 (3059) 5,2 (364) 9,0 (3424)

Insgesamt 100,0 (31192) 100,0 (7055) 100,0 (38248)
1 Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Quellen: SOEP 1998; eigene Berechnungen.
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Tabelle 4b Nettoeinkommensverteilung in Deutschland 1998 in % (hochgerechnete HH in 1000)1 –
Ergebnisse des Sozio-Oekonomischen Panels auf Basis der generierten Jahreseinkommen2

Nettoeinkommensklassen

von ... bis unter ... DM

Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland

insgesamt

unter 1.000 5,7 (1768) 4,7 (336) 5,5 (2105)

1.000-3.000 33,8 (10611) 42,2 (3002) 35,4 (13613)

3.000-5.000 31,4 (9854) 33,9 (2414) 31,9 (12269)

5.000-7.000 15,7 (4921) 14,5 (1029) 15,5 (5950)

7.000-10.000 9,3 (2928) 3,6 (256) 8,3 (3185)

10.000-12.000 1,6 (515) 0,6 (44) 1,5 (560)

12.000 und mehr 1,6 (505) 0,4 (28) 1,4 (533)

k.A. 0,9 (268) 0,0 (2) 0,7 (271)

Insgesamt 100,0 (31105) 100,0 (7113) 100,0 (38489)
1 Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.
2 Durchschnittliche Jahresnettoeinkommen pro Monat einschließlich selbstgenutztem Wohneigentum.

Quellen: SOEP 1998; eigene Berechnungen.

Tabelle 5 Nettoeinkommensverteilung in Deutschland 1998 in % (hochgerechnete HH in 1000)1–
Ergebnisse des Mikrozensus

Nettoeinkommensklassen

von ... bis unter ... DM

Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland

insgesamt

unter 1.000 3,9 (1171) 4,2 (289) 4,0 (1460)

1.000-3.000 39,6 (11899) 49,5 (3382) 41,4 (15281)

3.000-5.000 31,2 (9390) 32,5 (2220) 31,4 (11610)

5.000-7.000 12,8 (3845) 8,3 (571) 12,0 (4416)

7.000-10.000 5,7 (1695) 2,2 (150) 5,0 (1846)

10.000-12.000 0,9 (268) 0,2 (16) 0,8 (284)

12.000 und mehr 1,0 (309) 0,2 (13) 0,9 (323)

k.A.2 4,8 (1460) 2,7 (188) 4,4 (1647)

Insgesamt 100,0 (230037) 100,0 (6830) 100,0 (36867)
1 Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.
2 Haushalte ohne Einkommensangabe und Haushalte, in denen mindestens ein Haushaltsmitglied Selbständiger

Landwirt in der Haupttätigkeit ist.

Quellen: Mikrozensus 1998; Mikrozensus Sonderauswertungen der Gruppe IX B; eigene Berechnungen.

9.2. Die Einkommensverteilung für das Jahr 2000 auf Basis des MZ und des SOEP

Da die EVS nur alle 5 Jahre erhoben wird, liegen für das Jahr 2000 keine Angaben vor.

Betrachtet man jedoch die Verteilung für das SOEP (Income Screener) und den MZ sieht

man, dass der Großteil der Befragten - 68% SOEP, 74% MZ - nach wie vor in Haushalten mit

einem Einkommen von bis zu 5.000 DM lebt (vgl. Tabellen 6 und 7). Nur ein geringer Anteil

der Haushalte ist als einkommensstark zu bezeichnen. Im SOEP und im MZ haben ca. 1% der

Haushalte ein monatliches Nettoeinkommen von 12.000 DM und mehr. Dabei fällt auf, dass



35

sich klare Unterschiede zwischen Ost und West ergeben. Während 65% der westdeutschen

Haushalte im SOEP ein Einkommen unter 5.000 DM haben, sind es im Osten 80%. Für den

Mikrozensus zeigt sich ein ähnliches Bild. Hier leben 71% der Haushalte im Westen mit

einem Einkommen unter 5.000 DM, im Osten sogar ca. 84%. Vergleicht man die Verteilung

mit 1998 (vgl. Tabellen 4a, 5, 6 und 7), sieht man, dass die Anteile im SOEP insbesondere im

unteren Einkommensbereich relativ konstant geblieben sind. 

Tabelle 6 Monatliches Haushaltsnettoeinkommen1 in Deutschland 2000 in % 
(hochgerechnete HH in 1000)2 – Ergebnisse des Sozio-Oekonomischen Panels

Nettoeinkommensklassen
von ... bis unter ... DM

Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland
insgesamt

unter 1.000 1,5 (482) 1,7 (122) 1,6 (604)

1.000-3.000 32,0 (10070) 44,4 (3191) 34,3 (13261)

3.000-5.000 31,7 (9972) 34,1 (2447) 32,1 (12419)

5.000-7.000 15,9 (5008) 9,5 (685) 14,7 (5693)

7.000-10.000 6,9 (2166) 2,9 (205) 6,1 (2371)

10.000-12.000 1,4 (442) 0,4 (30) 1,2 (472)

12.000 und mehr 1,0 (326) 0,3 (24) 0,9 (350)

k.A. 9,6 (3010) 6,7 (480) 9,0 (3490)

Insgesamt 100,0 (31476) 100,0 (7184) 100,0 (38660)
1 Income-Screener im Haushaltsfragebogen.
2 Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Quellen: SOEP 2000, eigene Berechnungen.

Tabelle 7 Haushaltsnettoeinkommen1 in Deutschland 2000 in % (hochgerechnete HH in 1000)2 –
Ergebnisse Mikrozensus 

Nettoeinkommensklassen
von ... bis unter ... DM

Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland
insgesamt

unter 1.000 3,4 (1024) 4,0 (277) 3,5 (1300)

1.000-3.000 36,8 (11176) 47,1 (3287) 38,7 (14463)

3.000-5.000 30,9 (9396) 32,8 (2294) 31,3 (11689)

5.000-7.000 14,4 (4383) 9,9 (690) 13,6 (5073)

7.000-10.000 6,5 (1991) 3,2 (220) 5,9 (2211)

10.000-12.000 1,3 (406) 0,4 (30) 1,2 (436)

12.000 und mehr 1,6 (489) 0,4 (23) 1,4 (512)

k.A.3 5,1 (1547) 2,4 (165) 4,6 (1712)

Insgesamt 100,0 (30410) 100,0 (6984) 100,0 (37393)
1 Bevölkerung in Privathaushalten.
2 Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.
3 Haushalte ohne Einkommensangabe und Haushalte, in denen mindestens ein Haushaltsmitglied Selbständiger

Landwirt in der Haupttätigkeit ist.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Mikrozensus-Sonderauswertungen der Gruppe IX B, eigene Berechnungen.
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10. Die Erfassung der Ränder der Gesellschaft: Mögliche Erhebungskonzepte im

Rahmen des Sozio-Oekonomischen Panels

Im folgenden Kapitel werden verschiedene mögliche Erhebungskonzepte, die für eine bessere

Repräsentation der Ränder der Gesellschaft in Frage kommen, vorgestellt und bezüglich ihrer

Eignung zur Realisierung einer Überrepräsentation des unteren und oberen

Einkommensrandes im Rahmen des Sozio-Oekonomischen Panels geprüft. Dabei müssen

Kriterien ermittelt werden wie arme und „reiche“ Haushalte bzw. Individuen im Rahmen

einer repräsentativen Bevölkerungserhebung identifiziert werden können. Ziel ist es,

gesamtgesellschaftliche Aussagen über Armut und Reichtum möglich zu machen. Die

Erfassung der Ränder der Gesellschaft allgemein - und damit auch der ärmsten Armen und

„reichsten“ Reichen- stellt insbesondere im Rahmen einer Längsschnitterhebung eine neue

Herausforderung dar.

10.1. Zur Erfassung von einkommensschwachen Haushalten im SOEP

Eine Möglichkeit, arme Haushalte bzw. Individuen im SOEP stärker zu repräsentieren, ist die

Erfassung im Rahmen der üblichen Auswahlverfahren bei repräsentativen Erhebungen.41

Dabei kann eine Auswahl einkommensschwacher Haushalte durch eine disproportional

geschichtete Zufallsstichprobe realisiert werden, wobei der untere Einkommensbereich

überrepräsentiert wird. Bei einem solchen Verfahren werden die Elemente der

Grundgesamtheit so in Gruppen bzw. Schichten eingeteilt, dass jedes Element ausschließlich

zu einer Schicht gehört. Aus jeder Schicht werden dann einfache Zufallsstichproben gezogen,

und zwar disproportional zu den Anteilen in der Bevölkerung.42 Durch Anwendung dieser

Methode kann der untere Einkommensbereich besser repräsentiert werden. Dadurch werden

differenzierte Analysen der Armutspopulation möglich. Außerdem können bei dieser

Vorgehensweise auch repräsentative, bevölkerungsweite Hochrechnungen durchgeführt

werden. Im Rahmen des SOEP erscheint eine solche Auswahl allerdings praktisch kaum

durchführbar, da bei einem solchen Verfahren das Einkommen als Schichtungskriterium

herangezogen werden muss. Das ist jedoch im Rahmen von Erhebungen, die nicht auf

                                                          
41 Zu den folgenden Ausführungen der Erhebung von einkommensschwachen Haushalten bzw. Personen im

Rahmen von repräsentativen Bevölkerungsumfragen siehe Andreß (1999, 25ff.).
42 Allerdings ist das Kriterium der gleichen Auswahlwahrscheinlichkeit für jedes Element verletzt. Bei der

Datenauswertung müssen deswegen die einzelnen Mitglieder der Schichten unterschiedlich gewichtet werden,
damit unverzerrte Aussagen getroffen werden können. Gewichtungsfaktor ist dabei der reziproke Wert der
Auswahlwahrscheinlichkeit. 
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Registerdaten beruhen, recht problematisch, da das Einkommen eines Haushalts oder einer

Person im Gegensatz zu anderen Schichtungskriterien wie Geschlecht, Nationalität oder

regionale Zugehörigkeit nicht direkt beobachtbar ist. Welcher (Einkommens-)Schicht ein

Haushalt oder ein Individuum angehört, muss erst durch Befragung ermittelt werden. Da die

Einkommenserfassung ein besonders sensibler Bereich der Umfrageforschung mit hohen

Verweigerungsquoten ist, wird dieses Merkmal selten als direktes Auswahl- bzw.

Schichtungskriterium verwendet.43 

Um dieses Problem zu lösen besteht jedoch die Möglichkeit auf bereits existierende Adressen

als Auswahlgrundlage zurückzugreifen, für die aus früheren Erhebungen das Einkommen

oder andere armutsrelevante Indikatoren bekannt sind.44 Um eine ausreichende Fallzahl an

einkommensschwachen Haushalten zu bekommen, muss jedoch eine umfangreiche Adressen-

bzw. Telefonnummernliste vorliegen. In der Regel sind solche Vorerhebungen jedoch teuer

und aufwendig. Außerdem werden dadurch auch nicht die armen Haushalte bzw. Personen

erreicht, die für das SOEP von besonderem Interesse sind. Die Teilpopulationen, die bisher

gar nicht oder zu wenig erfasst werden wie z.B. Obdachlose, würden auch weiterhin in den

Analysen nicht berücksichtigt werden.

Deswegen wäre es sinnvoller, auf ein indirektes Auswahlverfahren zurückzugreifen. Eine

solche Methode ist z.B. die überproportionale Auswahl kleinräumiger Einheiten. Dabei muss

aus anderen Studien oder Datenquellen bekannt sein, in welchen Wohngebieten

überproportional viele einkommensschwache Haushalte leben. Diese externen Daten können

zum einen direkte Angaben über die Höhe des Einkommens enthalten oder zum anderen

Indikatoren, die in Zusammenhang mit der Einkommensposition der Bewohner stehen wie der

Erwerbsstatus oder die berufliche Stellung. Dahinter steht die Annahme, dass die

Wohnbevölkerung räumlich segregiert lebt und die Segregation u.a. mit dem Einkommen

variiert.45 Es wäre prinzipiell möglich dieses Verfahren im Rahmen des ADM-Designs zur

Stichprobenziehung für das SOEP heranzuziehen. Dabei können in kleinräumigen Einheiten,

von denen man weiß bzw. vermutet, dass dort überdurchschnittlich viele

einkommensschwache Haushalte leben, überproportional viele Erhebungseinheiten

                                                          
43 Es gibt nur wenige repräsentative Studien, die das Einkommen als Auswahl- oder Schichtungskriterium

verwenden (vgl. dazu z.B. Morgan/David/Cohen/Brazer 1962; Spiegel Verlag/Manager Magazin 1995; Nägele
1977 und 1978; Hilf 1974).

44 Die Stichprobe der einkommensschwachen Haushalte der PSID (Panel Study of Income Dynamics) aus den
USA beruht auf diesem Verfahren. Es wurden nachträglich einkommensschwache Haushalte auf Grundlage
einer Studie ausgewählt, bei der zuvor Haushalte im Rahmen des Survey of Economic Opportunity befragt
wurden (vgl. Hill 1992, 4).

45 Diese Methode wurde u.a. von Townsned (1979) und Mack/Lansley (1985) verwendet. Es wird vorausgesetzt,
dass neben räumlich differenzierten Adressen auch externe Daten mit relevanten Informationen vorliegen, die
verknüpft werden können.
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ausgewählt werden. Allerdings können dadurch nur Personen erfasst werden, die in

Privathaushalten leben und die besonders interessante Gruppe der Obdachlosen und der

Heim- und Anstaltsbewohner würde weiterhin unerfasst bleiben.

Eine weitere Alternative, arme Haushalte bzw. Individuen zu identifizieren, ist ein

Bevölkerungsscreening. Diese Methode dient der Ermittlung der Größe der Grundgesamtheit

und der Zielpersonen. Dabei werden durch Telefoninterviews die Erhebungselemente - hier

arme Haushalte bzw. Individuen - ermittelt. Anhand von bestimmten Merkmalen - wie z.B.

der Frage nach dem Haushaltseinkommen oder nach dem Konsumverhalten - können

einkommensschwache Haushalte identifiziert werden. Der Nachteil dieser Methode ist, dass

sie sehr kostenintensiv ist. Außerdem ist sie eher unzuverlässig, da - trotz einer hohen

Telefondichte in Deutschland – gerade die besonders benachteiligten Gruppen nicht erfasst

werden können, weil sie entweder keinen festen Wohnsitz haben oder kein Telefon besitzen.46

Eine weitere Zugangsweise zur Erfassung einkommensschwacher Haushalte ist die Auswahl

von Sozialhilfeempfängern. Voraussetzung dafür ist zunächst die Zugrundelegung des

politisch-normativen Armutsbegriffs. Diese Gruppe ist im SOEP, sofern sie in

Privathaushalten lebt, bereits erfasst. Da das Ziel der Machbarkeitsstudie aber die Prüfung der

besseren Repräsentation der Ränder der Gesellschaft ist, kann dieser Ansatz hilfreich sein. Ein

großer Vorteil ist die Möglichkeit. eine zu erhebende Grundgesamtheit klar abzugrenzen (alle,

die gegenwärtig Sozialhilfe beziehen) und – zumindest theoretisch - eine Adressen- bzw.

Namensliste der registrierten Empfänger zur Verfügung zu haben, die als Auswahlgrundlage

dienen kann. Damit wäre es möglich, eine Stichprobe zu realisieren, die auf dem Prinzip der

Zufallsauswahl basiert. In der Praxis ist dieses Verfahren jedoch nicht unproblematisch, da es

das Datenschutzgesetz den Sozialämtern verbietet, Adressen für Forschungszwecke

herauszugeben. Man kann jedoch auf ein indirektes Verfahren zurückgreifen. Dabei schreiben

die Sozialämter ihre Klienten im Auftrag der Wissenschaftler an, und diese melden sich bei

Interesse an einer Teilnahme bei der Forschergruppe selbst. Auf diese Weise können auch

Personen erfasst werden, die im Rahmen der Stichprobenziehungsverfahren von

repräsentativen Bevölkerungsumfragen per Definition nicht erhoben werden, da sie nicht in

privaten Haushalten leben. Obdachlose, die Sozialhilfe beziehen, können auf diese Weise -

zumindest theoretisch - identifiziert werden. Allerdings ist die Adressengewinnung von der

                                                          
46 Das Niedrig-Einkommens-Panel (NIEP) beruht auf computerunterstützten Telefoninterviews (CATI). Dabei

wird außer acht gelassen, dass gerade im unteren Einkommensbereich die Telefondichte am geringsten ist.
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freiwilligen Teilnahme- bzw. Rückmeldebereitschaft abhängig. Die Rücklaufquote solcher

Verfahren ist sehr gering.47 

Die alleinige Konzentration dieses Ansatzes zur Ermittlung einer Zusatzstichprobe

einkommensschwacher Haushalte bzw. Individuen ist jedoch noch aus weiteren Gründen

fragwürdig.

Zum einen wird bei diesem Vorgehen der Bezug von Sozialhilfe und Armut gleichgesetzt.

Normativ hat Sozialhilfe bzw. ihr Bezug jedoch den Anspruch, den notwendigen

Lebensunterhalt und damit das Existenzminimum zu sichern. Durch diesen Ansatz wird nur

derjenige Teil der Armutsbevölkerung erfasst, der im sozialpolitischen Sinn als bekämpft

angesehen werden kann. Zum anderen wird die Sozialhilfe auf lokaler Ebene verwaltet und

eine überregionale Stichprobe, die z.B. ganz Deutschland umfasst, müsste aus mehreren

regionalen Klumpen gezogen werden (vgl. Andreß 1999, 25).

Außerdem werden durch dieses Verfahren nur diejenigen abgebildet, die auch von den

staatlichen Sozialleistungen Gebrauch machen. Die Zahl der Armen wird dadurch

systematisch unterschätzt, da die Inanspruchnahme von verschiedenen sozialen Merkmalen

beeinflusst wird. Neben der quantitativen Untererfassung wird auch die soziale

Zusammensetzung falsch eingeschätzt. Obwohl Obdachlose oder andere mobile Gruppen, die

Sozialhilfe beziehen, durch eine solche Stichprobe prinzipiell erfasst werden können, werden

insbesondere diejenigen nicht erfasst, die ihre Unterstützung tage- oder wochenweise in

verschiedenen Sozialämtern abholen, da in der Sozialhilfestatistik nur die auftauchen, die

mindestens einen Monat durchgehend Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) bezogen haben (vgl.

Geißler 1996, 211f.). Diejenigen, die trotz ihrer Bedürftigkeit, diese Leistung nicht in

Anspruch nehmen, sind durch diese Art des Zugangs von vorneherein ausgeschlossen. Der

genaue Anteil der verdeckten Armut ist unbekannt. Allerdings liegt die Dunkelziffer in

Deutschland nach Expertenschätzungen bei Werten zwischen 38% bis 55% (vgl.

Hauser/Hübinger 1993, 54).48 Da jedoch das politische und wissenschaftliche Interesse

insbesondere an denjenigen besonders groß ist, die freiwillig oder unfreiwillig durch das

soziale Netz fallen, ist dieser Ansatz nicht für eine überrepräsentative Erfassung des unteren

Randes der Einkommensverteilung geeignet. Er könnte allerdings für eine Aufstockung der

Sozialhilfeempfänger-Haushalte und Individuen im SOEP verwendet werden. 

                                                          
47 Mädje/Neusüß (1996) z.B. erreichten in ihrer Studie zu allein erziehenden Sozialhilfeempfängern eine Quote

von 15,5%. 
48 Im internationalen Vergleich geht man davon aus, dass das Ausmaß der nicht in Anspruch genommenen

Sozialleistungen je nach Land und Art der Hilfe zwischen 20% bis über 50% variiert (vgl. van Oorschot 1998,
103ff.).
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Eine weitere Möglichkeit, den unteren (Einkommens-)Rand besser zu erfassen, ist die

Auswahl eines Untersuchungsfeldes mit vermuteter hoher Armutskonzentration. Dieser

Ansatz bietet sich an, wenn nicht auf amtlich registrierte Bedürftige zurückgegriffen werden

kann oder soll. Dabei muss definiert werden, welche armen bzw. einkommensschwachen

Gruppen existieren und wo man sie typischerweise überdurchschnittlich antreffen kann.49

Wenn man z.B. obdachlose Menschen befragen will, muss man Orte aufsuchen, an denen man

sie mit hoher Wahrscheinlichkeit antrifft. Das können spezifische Plätze wie Bahnhöfe oder

spezifische Hilfeeinrichtungen wie z.B. Suppenküchen sein.50 Diese Methode wird primär im

Rahmen qualitativer Studien angewendet. Es ist jedoch durchaus denkbar, sie auch für

quantitative Untersuchungen einzusetzen.51 Dieser Ansatz könnte eine Chance bieten

insbesondere Obdachlose und andere Armutsgruppen, die nicht auf dem „konventionellen“

Wege erreichbar sind, im SOEP zu erfassen. 

In einer Feasibility-Studie könnte man sich auf institutionelle Hilfeeinrichtungen

konzentrieren, die darauf ausgerichtet sind, Menschen in Notlagen zu helfen. Diese Hilfen

können in Form von Sachleistungen wie z.B. warme Mahlzeit oder Schlafplatz, sozialen

Dienstleistungen wie ärztliche Hilfe und psychologischen Unterstützungsleistungen erfolgen.

Dazu müssen zunächst alle Institutionen und Programme identifiziert werden, die sich an

Personen richten, die sich in einer finanziellen, sozialen oder sonstigen Notlage befinden.

Dazu zählen u.a. Wärmestuben, Suppenküchen, Obdachlosenunterkünfte, soziale

Beratungsstellen oder medizinische Versorgungsstellen. Ziel wäre es, eine möglichst

vollständige Adressenliste aufzustellen. In einem ersten Schritt könnten aus dieser Liste per

Zufallsauswahl die Erhebungseinheiten „Institutionen“ ermittelt werden. Bei den

ausgewählten Hilfeeinrichtungen könnte dann vor Ort versucht werden, Interviews mit

Menschen, die solche Dienste in Anspruch nehmen, zu realisieren. Der Vorteil dieser

Methode liegt darin, dass dadurch Personen erfasst werden, die trotz ihrer Armut keine

finanziellen Leistungen des Staates in Form von Sozialhilfe in Anspruch nehmen.52 

                                                          
49 Weber 1984 macht in seiner Arbeit deutlich, dass bei denjenigen armen Menschen, die ohne jeglichen Bezug

zu Hilfeeinrichtungen leben, zur Befragung ein methodischer Wechsel notwendig ist, d.h. sie müssen dort
aufgesucht werden, wo sie sich aufhalten.

50 In den USA wird versucht, diese Gruppe über sogenannte „Street-and-Shelter“-Befragungen zu erfassen.
Dabei werden die auf der Straße lebenden Menschen in Suppenküchen, Abbruchhäusern und sonstigen Orten
auf der Straße erfasst (vgl. Iachan/Dennis 1993; Wright/Devine 1992). In Deutschland wurde 1996 in
Hamburg ein ähnliches Vorgehen versucht (vgl. Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Arbeit,
Gesundheit und Soziales /Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege 1996).

51 Die von Hauser/Hübinger (1993) durchgeführte Umfrage in offenen Hilfeeinrichtungen der Caritas ist ein
Beispiel dafür.

52 In den USA führten Burt et al. (1999) eine repräsentative Studie über Obdachlose durch, bei der dieser Ansatz
über institutionelle Hilfeeinrichtungen gewählt wurde. 
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Doch auch dieser Ansatz, der zwar theoretisch denkbar ist, ist für das SOEP nicht

empfehlenswert. Zum einen wird das Kriterium der Repräsentativität verletzt, zum anderen ist

dieses Verfahren hoch selektiv, da nur diejenigen erfasst werden können, die solche

Hilfeeinrichtungen nutzen. So ist es zwar - theoretisch zumindest – möglich, den Obdachlosen

zu befragen, der nachts in einer Notunterkunft schläft, nicht aber den, der irgendwo auf der

Strasse übernachtet und jegliche Art der staatlichen bzw. gesellschaftlichen Hilfe ablehnt.

Daneben ist es auch schwer typisch arme Wohngegenden oder Plätze zu identifizieren, da

Armut gesellschaftlich weitgehend tabuisiert wird.53 Selbst bei erfolgreicher Identifizierung

der Zielpersonen muss die Bereitschaft zur Teilnahme nicht automatisch gegeben sein (trotz

möglicher monetärer Anreize). Auch wenn generell die Bereitschaft zur Teilnahme geäußert

wird, ist viel Geduld von Seiten der Interviewer erforderlich, da Termine wahrscheinlich oft

nicht eingehalten werden. Gerade bei auf der Strasse lebenden Menschen spielt die

individuelle körperliche und seelische Verfassung eine dominierende Rolle. Wenn man eine

Stichprobe über Wärmestuben, Suppenküchen, Obdachlosenwohnheime und andere

Institutionen der Obdachlosenhilfe zieht, kann nie völlig ausgeschlossen werden, dass man

immer nur einen Teil der Einrichtungen erfasst und dass daneben alle diejenigen, die keinerlei

institutionelle Hilfe in Anspruch nehmen, nicht erfasst werden. Andererseits muss aber auch

das Problem der Doppelerfassung gelöst werden, denn es kann durchaus sein, dass eine

Person mehrere Hilfeeinrichtungen oder Programme in Anspruch nimmt (vgl. Burt et al.

1999).

Eine weitere Zugangsmöglichkeit zu einer Überrepräsentation armer Haushalte bzw.

Individuen bietet die Anwendung des Schneeballverfahrens. Diese Methode wird in der Regel

dann eingesetzt, wenn kleine Minderheitengruppen befragt werden sollen oder allgemein,

wenn die zu befragende Zielpopulation schwer aufzufinden ist. Dabei wird - ausgehend von

einer Person - versucht, weitere Menschen zu identifizieren und zu befragen, die sich in einer

ähnlichen Lebenslage befinden. Wenn man z.B. Obdachlose über öffentliche

Hilfeeinrichtungen ausfindig gemacht und befragt hat, kann man sie bitten, Kontakte zu

anderen Obdachlosen herzustellen oder eventuell bei der Gesprächsaufnahme zu vermitteln.

Allerdings handelt es sich hierbei um keine Zufallsauswahl, sondern um eine bewusste

Auswahl, bei der das Kriterium der Repräsentativität verletzt wird.

                                                          
53 Es wird, bedingt durch gesellschaftliche Veränderungen, zunehmend schwieriger räumlich konzentrierte

Subkulturen anzutreffen. Während Studien zur kleinräumigen Armutskonzentration in den USA eine lange
Tradition haben (vgl. z.B. Jencks/Peterson 1991) sind sie in Deutschland eher eine Ausnahme. Dennoch gab
und gibt es einige Studien, die diese Methode verwenden (vgl. dazu Kapitel 8.1. in diesem Bericht).
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Für die Befragung von Heim- und Anstaltsbewohnern wäre es möglich, Proxy-Interviews, die

im SOEP bisher nicht zulässig sind, durchzuführen, sofern diese einen „Anker“ in einem

Privathaushalt haben. Hierbei handelt es sich um Interviews, bei denen Dritte über die

eigentliche Zielperson Auskunft geben. Solche Interviews werden in einigen Studien dann

geführt, wenn die zu befragende Person nicht persönlich angetroffen wird oder nicht bereit ist,

an der Befragung teilzunehmen. Gerade für diejenigen Armen, die in Pflegeheimen leben

und/oder aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage sind, selbst Auskunft zu geben,

wäre diese Art der Befragung von Vorteil. Auch andere Anstaltsinsassen, die zwar prinzipiell

befragbar, aber schwer zu erreichen sind, wie z.B. Gefängnisinsassen, könnten durch diese

Methode erfasst werden. Allerdings ist fraglich, ob bei diesem Vorgehen der Aufwand für die

Identifizierung der relevanten Erhebungseinheiten und die Kosten in einem realen Verhältnis

zum Erkenntnisgewinn stehen. Außerdem können mit dieser Methode nur „harte“ Fakten

abgefragt werden, jedoch keine Indikatoren, die Einstellungen, Meinungen oder die

Zufriedenheit mit bestimmten Lebensbereichen messen und die im SOEP eine wichtige Rolle

spielen.

Insgesamt erscheint es machbar, einkommensschwache Individuen einmalig zu befragen,

auch wenn man dazu von dem Anspruch der direkten zufallsbasierten Personenauswahl

abweichen muss. Allerdings liegt das besondere Interesse an einer Zusatzstichprobe des

unteren Randes im Rahmen des SOEP auf der Längsschnitterhebung. Die Weiterverfolgung

bzw. das Wiederfinden ist für verschiedene typische Armutsgruppen schwieriger als für

„normale“ SOEP-Befragungspersonen. Während die Wiederbefragung von

Sozialhilfeempfängern, die in Normalwohnungen leben, nicht komplizierter ist als für

Befragte von Panelerhebungen allgemein, sieht es für Personen, die in ungewöhnlichen

Wohnverhältnissen leben, weitaus problematischer aus. Diese Gruppen sind jedoch von

besonderem Interesse, denn nur durch Längsschnittanalysen kann z.B. die Verweildauer in

Obdachlosigkeit beobachtet werden. Das Problem des Wiederauffindens könnte gelöst

werden, indem man die Intervalle der Wiederbefragung verkürzt. Außerdem könnten den

Armen, die keinen festen Wohnsitz haben, frankierte Postkarten gegeben werden, mit denen

sie in regelmäßigen Abständen ihren Aufenthaltsort bekannt geben. Je kürzer die

Rückmeldeperioden sind, desto aussichtsreicher erscheint die Weiterverfolgung. Allerdings

dürfen diese auch nicht zu kurz sein, da die Befragten sonst schnell die Lust verlieren

könnten, an der Befragung teilzunehmen. Inwieweit so eine Vorgehensweise überhaupt

möglich ist, ist schwer abzusehen. 
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Der Erfolg steht in engem Zusammenhang mit den Anreizen, die geboten werden. Monetäre

Anreize, obwohl in der wissenschaftlichen Umfrageforschung in Deutschland nicht üblich,

sind sicher eine erfolgversprechende Methode. Daneben könnte man den Betroffenen auch

Integrationshilfen anbieten, z.B. in Zusammenarbeit mit den Sozialämtern. Insgesamt ist es

wichtig, dass Skepsis und Misstrauen gegenüber Interviewern und Fragebogen überwunden

werden. Eine gute Argumentation, warum die Teilnahme an der Befragung überhaupt wichtig

ist, ist notwendig. Da sozialwissenschaftliche Umfragen ein typisches Mittelschichtinstrument

sind, ist gerade in den unteren Schichten mit erhöhten Interviewausfällen zu rechnen. 

Bei Abwägung der Für und Wider sowie der Kosten und Nutzen wird aus rein

forschungsökonomischen Gründen zunächst darauf verzichtet eine Stichprobe „extrem

Armer“ im Rahmen des Sozio-Oekonomischen Panels weiterzuverfolgen. 

10.2. Zur Erfassung von einkommensstarken Haushalten im SOEP

Für die überproportionale Erfassung einkommensstarker Haushalte und Personen gibt es -

teilweise in Analogie zu der Erfassung des unteren Randes - ebenfalls verschiedene

Herangehensweisen, die im Folgenden erläutert und diskutiert werden. Dazu muss zunächst

geklärt werden, wann ein Haushalt bzw. Individuum wohlhabend bzw. „reich“ ist. Da sich

gezeigt hat, dass es schwierig ist, neben dem Einkommen auch das Vermögen als

Reichtumsindikator zu verwenden, wird vorgeschlagen, sich bei der Erfassung des oberen

Randes der Gesellschaft im SOEP auf Einkommensreichtum zu beschränken.54

Da ein sehr großer Stichprobenumfang erforderlich ist, um eine ausreichende Anzahl an

Untersuchungspersonen aus einer interessierenden Gruppe zu erhalten, bietet es sich für die

Population der Einkommensstarken an, den oberen Einkommensbereich durch ein

entsprechendes Stichprobendesign überzurepräsentieren. Damit werden neben differenzierten

Analysen über die Gruppe der Hocheinkommensbezieher auch repräsentative

bevölkerungsweite Hochrechnungen möglich. Der Zugang über eine solche disproportional

geschichtete Zufallsstichprobe,55 in der einkommensstarke Haushalte bzw. Individuen

überrepräsentiert werden, ist in der Umfrageforschung relativ verbreitet und wir auch im

SOEP angewendet (Stichprobe B). Wie bei der Erfassung des unteren Randes dient dabei das

                                                          
54 Eine Pilotstudie von Infratest Burke Sozialforschung, die im März/April 2001 durchgeführt wurde und auch

als Pretest zur Überprüfung von Alternativen bei der Informationsgewinnung zur Höhe von
Vermögensangaben eingesetzt wurde, hat gezeigt, wie sensibel der Bereich der Vermögenserfassung ist (vgl.
dazu näher Kapitel 12 dieses Beitrags).

55 Zu den Problemen und Möglichkeiten solcher disproportional geschichteter Stichproben siehe Kapitel 10.1.
dieses Beitrags. 
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Einkommen (das Vermögen, oder andere Reichtumsindikatoren) als Schichtungskriterium. In

Analogie zu einer disproportional geschichteten Stichprobe armer Haushalte bzw. Individuen

ergeben sich jedoch die gleichen Schwierigkeiten. Das Einkommen und das Vermögen sind

Größen, die zumeist nicht ex ante bekannt sind, sondern erst durch Befragung ermittelt

werden, und somit nicht als Auswahlgrundlage dienen können. Doch auch hier kann man auf

bereits existierende Adressen oder indirekte Auswahlverfahren zurückgreifen, die die

Probleme teilweise lösen können.56 Im Gegensatz zu Menschen in extremer Armut leben

Einkommensstarke nahezu ausschließlich in Privathaushalten, sodass es keine systematischen

Hürden der Erfassung gibt, die bei den Armen auch bei einem stark überproportionalen

Auswahlsatz verbleiben.

Eine Möglichkeit, eine Stichprobe einkommensstarker Haushalte bzw. Personen zu

rekrutieren, kann im Rahmen eines Access-Panels erfolgen.57 Dabei handelt es sich um eine

Art Vorratsstichprobe, bei der ein Pool von Haushalten verfügbar ist, die sich bereit erklärt

haben, an weiteren Befragungen teilzunehmen. Zu den Haushalten und ihren einzelnen

Mitgliedern liegen eine Reihe von Informationen vor wie z.B. Anzahl der Personen im

Haushalt, Einkommen, Alter, Beruf aber auch Formen der Geldanlage oder Haus- und

Grundbesitz. Da das Einkommen der befragungsbereiten Haushalte bekannt ist, kann man

diejenigen auswählen, die als einkommensstark zu bezeichnen ist und versuchen, sie zur

Teilnahme zu bewegen.

Daneben ist auch die Anwendung des Schneeballverfahrens eine weitere potentielle

Möglichkeit einkommensstarke Haushalte zu identifizieren. Für die „Reichen“ bietet es sich

an über das „Who is who Verzeichnis“ Zugang zu einzelnen einkommensstarken Haushalten

zu bekommen (vgl. Hübner 2000). Dabei handelt es sich um eine Prominentenenzyklopädie,

die Namen und Biographien von ca. 30.000 Persönlichkeiten aus Deutschland beinhaltet.

Alternativ dazu kann man auch Listen der reichsten Deutschen, die z.B. vom Forbes-Magazin

oder dem Manager-Magazin veröffentlicht werden, verwenden.58

Da sich bei den „Reichen“, die in einer solchen Aufstellung aufgelistet sind, um den obersten

Rand der Gesellschaft handelt, der ein sehr großes Interesse an der Wahrung seiner

                                                          
56 Der Zugriff auf bereits existierende Adressen ist die Grundlage des zweiten Pretests, der von Infratest Burke

Sozialforschung durchgeführt worden ist, und der in diesem Bericht in Kapitel 12 näher beschrieben wird.
57 Vgl. dazu auch ausführlich die Beschreibung über den ersten Pretest im 12. Kapitel dieses Berichts.
58 Verschiedene Listen des Manager-Magazins der reichsten Deutschen werden regelmäßig veröffentlicht, so

z.B. die 100 reichsten Deutschen, die Top 100 des Geldadels, das Potpourri der Superreichen und das große
Geld. Auch Beck/Meine (1997) stellen eine Liste mit den 50 reichsten deutschen Familien auf.
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Privatsphäre hat, wäre es hilfreich, diese als „Elite“ anzusprechen, um sie so zu einer

Teilnahme an einer Befragung zu bewegen.59 Wenn nicht von vorneherein klar ist, dass sie

wegen ihres Reichtums ausgewählt wurden, sondern aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur Elite in

Deutschland, könnten die Chancen, ein Interview zu realisieren, größer sein. Hat man auf

diese Weise einen Kern an „Reichen“ erfasst, kann man nach der Schnellballmethode

vorgehen und die befragte Person bitten, andere „Reiche“ zu benennen und eine

Kontaktaufnahme zu vermitteln. Allerdings erscheint dieses Verfahren kaum geeignet, eine

genügend große Anzahl an „Topreichen“ zu erfassen, da gerade diese kaum bereit sein

werden, an einer Befragung teilzunehmen. Außerdem wird durch ein solches Vorgehen nicht

nur das Kriterium der Repräsentativität verletzt, sondern es kann auch zu einer Verzerrung der

Stichprobe aufgrund von Selbstselektionen führen.

Aus verschiedenen Gründen erscheinen die bisher vorgestellten Vorgehensweisen nur bedingt

geeignet, um eine Zusatzstichprobe „reicher“ Haushalte und Individuen zu rekrutieren.

Insbesondere die eingeschränkte Repräsentativität der meisten Verfahren ist nachteilig für

eine SOEP-Einbindung. Deswegen wird vorgeschlagen - in Analogie zu den bisherigen

SOEP-Teilstichproben - eine neue Zusatzstichprobe G für einkommensstarke Haushalte zu

ziehen, die als Überrepräsentation zufällig gezogen wird. Dazu wurde im Rahmen der

Feasibility-Studie ein Pretest mit dem Ziel durchgeführt im Jahr 2002 das SOEP durch eine

Zusatzstichprobe G zu erweitern, in der Haushalte im oberen Einkommenssegment abgebildet

werden. Die Zusatzstichprobe soll mit einer vergleichbaren Methodik gewonnen werden wie

die anderen SOEP-Stichproben auch.60 

11. Weitere Aspekte der SOEP-Integration

11.1. Einkommensschwache Haushalte und Personen

Ausgehend von der Annahme, dass ein geeignetes Auswahlverfahren gefunden worden ist,

um arme Haushalte zu identifizieren, stellt sich zunächst die Frage, mit welchem

Erhebungsinstrument die Einkommensschwachen befragt werden sollen. Dabei erscheint es

sinnvoll, den Standardfragebogen beizubehalten, da zum einen ein Teil der

Armutsbevölkerung bereits mit diesem Erhebungsinstrument im SOEP erfasst wird und zum

anderen nur so Vergleiche mit anderen sozialen Gruppen wie z.B. den „Reichen“ möglich

                                                          
59 Eine Panelerhebung dürfte, was das Wiederauffinden dieser Gruppe ausmacht, kein Problem darstellen.

Allerdings müssen auch dieser Zielgruppe Anreize dafür geboten werden, an der Befragung teilzunehmen. Da
monetäre Anreize auszuschließen sind, muss man es auf der immateriellen Ebene versuchen und da wäre die
Ansprache als „Elite“ eine Möglichkeit.

60 Vgl. dazu Kapitel 12 in diesem Beitrag.
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sind. Nur durch Erfragung der gleichen Indikatoren sind gesamtgesellschaftliche Analysen

realisierbar. 

Daneben wäre es jedoch auch denkbar, einige Spezialfragen für diese Gruppe zu erheben, die

für die Armutsforschung von besonderem Interesse sind. So ist es zum Beispiel möglich

Informationen zur Ermittlung von relativer Deprivation, die im SOEP im Jahr 2001 erstmals

erhoben werden, noch weiter auszubauen, um Armut nicht nur auf der Basis von Ressourcen

zu messen, sondern auch auf Basis anderer lebenslagenbezogener Indikatoren. 

Außerdem stellt sich im Rahmen einer Zusatzstichprobe, die den unteren Rand im SOEP

überrepräsentieren soll, die Frage nach den Hochrechnungsmöglichkeiten. Wenn dieses

Sample auf dem Zufallsprinzip basiert und das gleiche Weiterverfolgungsverfahren

angewendet wird wie für das klassische SOEP, ist eine Hochrechnung problemlos möglich, da

die neue Stichprobe dann lediglich eine Überrepräsentation einer klar abgegrenzten

Population in der Gesamtstichprobe darstellt. Weicht man jedoch von den üblichen

zufallsgesteuerten Auswahlverfahren ab und nutzt Methoden, die das Kriterium der

Repräsentativität verletzen wie es z.B. beim Schneeballverfahren der Fall ist, dann ist eine

theoriegeleitete Hochrechnung nicht möglich. 

11.2. Einkommensstarke Haushalte und Personen

Wie bei der Erfassung armer Haushalte bzw. Individuen ist das SOEP-Standardinstrument

auch dazu geeignet, den einkommensstarken Rand der Gesellschaft zu befragen. Dadurch sind

Vergleiche mit der Gruppe der Armen und der „Mitte“ der Gesellschaft möglich. Doch auch

hier wäre es sinnvoll, einige Spezialfragen zu stellen, da das Thema Reichtum nicht nur für

ökonomische Forschungszwecke von Interesse ist, sondern auch soziologisch relevant. Denn

„Ökonomie und Soziologie des Reichtums gehören zusammen, denn der Reichtum wirkt als

soziale Kraft, wie umgekehrt soziales Handeln, soziale Wertvorstellungen und

Auseinandersetzungen auf wirtschaftlichen Reichtum zurückwirken“ (Huster 1997b, 19ff.).

Deswegen ist es wichtig, dem Thema Reichtum im SOEP eine umfassende Basis zu geben,

damit neben ökonomischen, auch sozialwissenschaftliche, sozialpsychologische und

politikwissenschaftliche Analysen möglich werden. 

Die Hochrechnung stellt für die Teilpopulation der „Reichen“ kein grundsätzliches Problem

dar. Man könnte in Analogie zum Oversampling der Ausländer vorgehen. Die Anhebung der

höchsten Einkommensklasse auf 35.000 DM und mehr im Mikrozensus 2000 ist sehr

hilfreich, um die Stichprobe einer Spezialpopulation an die Verteilung des MZ anzupassen.
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12. Pilotstudien zur Erhebung einkommensstarker Haushalte

Bisher wurden vom SOEP im Rahmen des Projektes „Erprobung innovativer

Erhebungskonzepte für Haushalts-Panel-Studien“ zwei Pilotstudien in Angriff genommen, um

zu testen wie eine Überrepräsentation des einkommensstarken Randes ab dem Jahr 2002

realisiert werden kann. Die beiden Pretests werden im Folgenden näher erläutert.

12.1. Pilotstudie I „VIP-Panel“

Im Herbst 2000 wurde ein erster Ansatz konzipiert, der in einem Pretest von Infratest Burke

im Februar 2001 umgesetzt wurde. Basis für die Pilotstudie war das TPI-Access-Panel, dass

von Infratest Burke Sozialforschung in Zusammenarbeit mit dem Institut „NFO TPI“ Wetzlar

entwickelt wurde. Aus dem Adressenpool dieses Panels wurde versucht ein „Elite-Panel“

aufzubauen.

Ein Access-Panel wird primär für Umfragen im Rahmen der Markt- und Meinungsforschung

verwendet. Es handelt sich dabei um eine Art „Vorratsstichprobe“ befragungsbereiter

Haushalte, die nach Quotenvorgaben rekrutiert werden. Das Access-Panel ist bundesweit

angelegt und die Haushalte verteilen sich bevölkerungsproportional über alle Bundesländer.

Es werden nicht nur die Adressen der befragten Haushalte gespeichert, sondern auch zentrale

Haushalts- und Personenmerkmale. Dadurch können einerseits bestimmte Zielpopulationen

eingegrenzt und befragt werden, andererseits können die gespeicherten Merkmale auch dazu

benutzt werden, um anhand von Schichtungen repräsentative Bevölkerungsstichproben zu

bilden. Bei allen Teilnehmern wird einmal jährlich eine Screening-Befragung durchgeführt,

um die Haushalts- und Personenmerkmale zu ermitteln bzw. zu aktualisieren. 

Die im Dezember 2000 durchgeführte Screening-Befragung wurde darauf ausgerichtet eine

spezielle Stichprobe „reicher“ Haushalte zu rekrutieren. Neben den zentralen

sozialstatistischen Merkmalen auf Haushaltsebene wie dem Haushaltsnettoeinkommen,61

wurden auch auf der Personenebene verschiedene Merkmale erhoben, die zur Abgrenzung

und Beschreibung von einkommensstarken Haushalten herangezogen werden können wie z.B.

Formen der Geldanlage, Erbschaft, Schenkung, persönliches Einkommen, Haus- und

Grundbesitz, Zugehörigkeit zu typischen Elite-Clubs oder die Ausübung typischer

Elitesportarten. Dadurch konnte festgestellt werden wie viele Haushalte bzw. Personen im

TPI-Panel vorhanden sind, die zur Gruppe der Einkommensstarken gehören. 

Für das Jahr 2000 konnten von 21.400 wiederbefragungsbereiten Haushalten auf Basis dieser

Analysen 2.360 Haushalte bestimmt werden, die der Elite zuzurechnen sind. Diese Personen
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wurden im Januar/Februar 2001 angeschrieben und als „VIP/Elite“ angesprochen. Es wurden

spezielle Fragen zur Höhe des Vermögens (getrennt nach Kapital- und Immobilienvermögen

in groben Größenklassen) gestellt und die Teilnahmebereitschaft für Folgebefragungen

ermittelt. 

Das Ergebnis dieser Befragung, die als Grundlage für die VIP-Erhebung dienen sollte, war

sehr enttäuschend. Zum einen lag die Rückantwortquote bei lediglich 15%, was für eine

prinzipiell befragungsbereite Population sehr niedrig ist.62 Zum anderen sind die

Messprobleme erheblich. Obwohl die Höhe des Kapitalvermögens noch relativ gut zu erheben

ist, kann der Wert des Immobilienvermögens in einer kurzen Screening-Frage nicht adäquat

erfasst werden. Daneben stellen diejenigen, die geantwortet haben, eine positive Auswahl im

Hinblick auf die Einkommenspositionen dar. Je nach Grenzziehung für die Definition von

Reichtum beträgt der Anteil der „Reichen“ in der Stichprobe bei einem Kapitalvermögen von

mehr als 100.000 DM ca. 34% (n=120) bzw. 3% (n=9) bei einem Vermögen von über 1

Million DM.63 Es ist erkennbar, dass ein Zusammenhang zwischen dem Einkommen und dem

Vermögen eines Haushalts besteht. Obwohl es auch Kapitalvermögen bei Haushalten mit

geringen bis mittleren Einkommen gibt, steigen ab einem Einkommen von 8.000 DM die

Anteile der Haushalte mit Kapitalvermögen deutlich an. 

Fazit dieser Studie ist, dass explizite Screening-Techniken mit dem Abgrenzungskriterium

Vermögen zu unerwünschten Abschreckungseffekten führen und somit zu starken

Selektivitäten bei der Rekrutierung „reicher“ Haushalte. Deswegen wurde ein weiteres

Verfahren getestet, um potentielle Hocheinkommensbezieher zu rekrutieren, das im nächsten

Abschnitt dargestellt wird.

12.2. Pilotstudie II „Einkommensstarke Haushalte“ 

Aufgrund der Erfahrungen aus dem ersten Pretest stellt das zweite Verfahren eine Alternative

zur Anwerbung potentieller Hocheinkommensbezieher dar. Basis für die Zusatzstichprobe G,

um die das SOEP im Jahr 2002 erweitert werden soll, sind Telefonstichproben aus der

kontinuierlich durchgeführten Mehrthemenbefragung InfraScope. Grundlage des Pretests sind

die im Jahr 2000 durchgeführten Telefoninterviews von InfraScope. Aus diesem Telefon-Bus

werden diejenigen Haushalte ausgewählt, die der Speicherung ihrer Telefonnummer zwecks

Wiederbefragung zugestimmt haben, und die ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen von

                                                                                                                                                                                    
61 Das Einkommen wird klassifiziert erhoben, wobei die höchste Einkommensklasse 10.000 DM und mehr

umfasst.
62 Im TPI-Access-Panel liegen diese Quoten normalerweise zwischen 70-90%.
63 Zu den Ergebnissen des ersten Pretests vgl. Rosenbladt/Sopp (2001).
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7.500 DM und mehr besitzen.64 Im Jahr 2000 wurden 87.746 Personen befragt. Davon gaben

75.333 (86%) das Einverständnis zu einer Wiederholungsbefragung. 4.839 der befragten

Personen (ca. 6%) lebten in einem Haushalt mit einem monatlichen Nettoeinkommen von

7.500 DM und mehr. Von diesen waren 4.277 bereit ihre Telefonnummer speichern zu lassen

(vgl. Rosenbladt/Gensicke/Haberkorn 2001). Diese Personen bilden die Grundgesamtheit für

die Stichprobenbildung des Pretests zur Aufstockung des „High-Income-Segments“ im SOEP.

Aus diesem Kreis wurde eine Stichprobe von 700 befragungsbereiten Personen gezogen.65 

Der erste Arbeitsschritt beinhaltete die Ermittlung von Namen und Anschriften und die

Abklärung der generellen Teilnahmebereitschaft, da Infratest zwar über die Telefonnummer

und zentrale Merkmale des Haushalts und der Personen verfügt, nicht aber über Namen und

Adressen. Das Ergebnis der telefonischen Kontaktierung (vgl. Tabelle 9) zeigt, dass von den

700 ausgewählten Haushalten 441 bereit waren, ihre Anschrift anzugeben, damit ihnen

Informationsmaterial bzw. Unterlagen zur Befragung zugeschickt werden konnten. 

Von diesen 441 Adressen wurden 312 ausgewählt, die in einem zweiten Schritt bearbeitet

wurden. Die Auswahl dieser Einheiten erfolgte nach Kriterien der regionalen Klumpung und

der Verfügbarkeit von erfahrenen SOEP-Interviewern vor Ort. Für die eigentliche Befragung

wurde als Ziel vorgegeben, 100 Haushalte zur Teilnahme zu gewinnen. Da keine Erfahrungen

über den Erfolg der Feldarbeit vorlagen, wurde eine hohe Bruttofallzahl von n=312 festgelegt

(vgl. Rosenbladt/Stocker 2001, 4).

Tabelle 9 Ergebnis der telefonischen Kontaktierung

Absolut in %
Brutto-Telefonnummern 700 100
Technische Probleme1 53 7,6
Kein Kontakt möglich2 53 7,4

Erfolgreiche Kontaktaufnahme 595 85,0 100,0
Keine Auskunft/Nicht bereit 154 22,0 25,9
Grundsätzliche Teilnahmebereitschaft 441 63,0 74,1
1 Z.B. falsche Telefonnummer, Faxanschluss, Firmenanschluss.
2 Z.B. privater Anrufbeantworter, Teilnehmer nimmt nicht ab.
Quelle: Rosenbladt/Gensicke/Haberkorn 2001, 14.

                                                          
64 Es ist anzumerken, dass im Folgenden Haushalte dem „High-Income-Segment“ zugeordnet werden, die über

ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen von 7.500 DM und mehr verfügen. Dabei bleibt die
Haushaltsgröße unberücksichtigt. Ein 1-Personen-Haushalt mit einem Nettoeinkommen von 5.000 DM steht
sicher besser da als ein 4-Personen-Haushalt mit einem Einkommen von 8.000 DM. Äquivalenzeinkommen
können jedoch zumeist erst in der Datenanalyse und nicht bereits bei der Stichprobenbildung berücksichtigt
werden. Es wäre allerdings möglich für 1-Personen-Haushalte eine niedrigere Einkommensschwelle zugrunde
zu legen als für Mehrpersonen-Haushalte (vgl. dazu Rosenbaldt 2001, 14).

65 Um die Kosten zu reduzieren wurden die Telefonnummern geklumpt gezogen, d.h. im regionalen Umkreis des
Wohnortes von erfahrenen SOEP-Interviewern. 
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Das Ergebnis der Feldarbeit übertrifft die Erwartungen (vgl. Tabelle 10). Insgesamt konnten

206 Haushalte (66%) zur Teilnahme gewonnen werden. Davon können allerdings nur 157

Fälle (50,3%) einem „High-Income-Segment“ zugeordnet werden, da nur Haushalte

berücksichtigt werden, die ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen von 7.500 DM und

mehr haben.66 

Tabelle 10 Testerhebung „High Income": 
Ergebnis der mündlich-persönlichen Befragung

Absolut in %
Bruttofallzahl HH 312 100

kein Rücklauf innerhalb der Feldzeit 29 9,3
Haushalt nicht angetroffen 11 3,5
kein Befragungstermin innerhalb der Feldzeit 7 2,2

Verweigerungen 59 18,9
aus Zeitgründen 6 1,9
inhaltliche Begründung 36 11,5
ohne Angabe von Gründen 17 5,4

Summer der Ausfälle 106 34
Teilnahme/Interviews 206 66 100
ungültige Fälle (EK unter 7.500 DM) 49 15,7 23,8
gültige Fälle 157 50,3 76,2
Quelle: Rosenbladt/Stocker 2001, 4.

                                                          
66 Obwohl 20 der 157 Haushalte bei der „Income Screener Frage“ angeben ein monatliches Nettoeinkommen zu

haben, das unter 7.500 DM liegt bzw. keine Einkommensangabe machen, können sie dem „High-Income-
Segment“ zugeordnet werden. Denn durch Aufsummierung der Einzelangaben des Einkommens aller
Mitglieder des Haushalts kommt man bei diesen Fällen zu einem Haushaltseinkommen, das über dem
Grenzwert von 7.500 DM liegt. Diese Haushalte werden somit auch berücksichtigt (vgl. Rosenbladt/Stocker
2001, 5).
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13. Fazit

Im Rahmen des SOEP-Projektes „Erprobung innovativer Erhebungskonzepte für Haushalts-

Panel-Studien“ wird zunächst aus forschungsökonomischen Gründen auf eine spezielle

Repräsentation von extrem armen Haushalten bzw. Personen verzichtet. Dagegen wird das

bisherige Stichprobensystem des Sozio-Oekonomischen Panels (SOEP) mit seinen

Stichproben A bis F im Jahr 2002 um eine Zusatzstichprobe G erweitert, die Haushalte im

oberen Einkommenssegment überrepräsentiert. Um für Analysen eine ausreichende Fallzahl

an einkommensstarken Haushalten zur Verfügung zu haben, wird dieses Segment in der

Gesamtstichprobe überproportional vertreten sein. Ziel ist es, im SOEP eine disproportionale

Aufstockung der oberen 2% bis 5% der Einkommensverteilung dauerhaft zu erreichen, damit

eine ausreichende Anzahl von Haushalten im oberen Segment für allgemeingültige Analysen

zur Verfügung steht. 

Da es nicht möglich ist eine repräsentative Stichprobe von „reichen“ bzw.

einkommensstarken Haushalten direkt zu bilden, wird zur Rekrutierung einer

Zusatzstichprobe G auf das im Pretest II getestete Verfahren zurückgegriffen. Dabei dient

eine bereits bestehende Umfrage (InfraScope) als Stichprobenbasis, bei der das monatliche

Nettoeinkommen der Haushalte ex ante bekannt ist. Um daraus die eigentliche SOEP-

Stichprobe zu bilden, muss die Basisstichprobe ausreichend groß sein und ein geeignetes

Verfahren zur Ermittlung der Haushaltsadressen vorliegen. Die Zusatzstichprobe wird mit

einer vergleichbaren Methodik gewonnen wie die anderen SOEP-Stichproben, da sie aus einer

nach dem Random-Verfahren gewonnen Bevölkerungsstichprobe gebildet wird. Die

InfraScope 2001 Stichprobe wird als Grundlage für die SOEP-Stichprobe G dienen, die im

Jahr 2002 erhoben wird. Wie der Pretest zeigt, ist sowohl die Stichprobenbasis InfraScope als

auch das Rekrutierungsverfahren geeignet, um die geplante Zusatzstichprobe erfolgreich zu

realisieren. 

Bei dem Pretest galten Haushalte als einkommensstark, wenn das monatlich verfügbare

Einkommen 7.500 DM und mehr beträgt. Auch für die Stichprobe G werden Haushalte ab

einem monatlichen Nettoeinkommen von 7.500 DM und darüber ausgewählt. Diese

Abgrenzung wurde festgelegt, damit eine ausreichende Fallzahl an Haushalten für

eigenständige Analysen vorliegt. Es wird jedoch angestrebt möglichst viele Haushalte im

höheren Einkommensbereich (ab 10.000 bzw. 12.000 DM und mehr) zu erfassen, da nur so

gewährleistet werden kann, dass nach Berechnung der Nettoäquivalenzeinkommen auch

ausreichend „reiche“ Individuen in der Stichprobe enthalten sind.
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